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In Ikm Rod" .. t"';t 

Pet er R6der, Untere Buchenh6hle 14, 97289 Thungen 

KU,ger 

ProzeaabevollmAchtigter: RechtsanwAlte Erwin Weit u . a . , 
Hauptstraße 59 , 97753 Karlstadt 

9 e gen 

Holz-Berufsgenossenschaft, Bezirksverwaltung München, 
Am Knie e, 81241 München 

Beklagte 

beigeladen: 
Ehrenfeld Isoliertüren GmbH, Seegrubenstraße 3, 97753 Karlstadt 

Prozessbevollm6chtigter: Rechtsanwllte Eberhard Nied & Partner, 
Gotengsase 7, 97070 Wurzburg 

Die 5. Kammer des Sozislgerichts Würzburg hat auf die mündliche 
Verhandlung in Wurzburg 

Am 13 . De zemb.r 2007 

durch den Richter sm Sozialgericht Lippert als Vorsitzenden so­
wie die ehrenamtlichen RiChter Ennulst und Steppe r t 

für Recht erkannt: 

I . Die Klage gegen den Bescheid vom 27 . 11.2001 in der 
Fassung des Widerspruchsbescheides vomd 01. 02.2002 
wird abgewiesen. 

11. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten . 
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TAtbestand 

Oie Beteiligten streiten über die Anerkennung und Entschädigung 

von Gesundheitsst6rungen des Klägers als durch Holzschutzmittel 

verursachte Berutskrankheit nach der Zifferngruppe 13 der Anla­

ge zur Berufskrankheitenverordnung (BKV). 

Der Am 06.08.1963 geborene KlAger hat von September 1916 bis 

Februar 1982 die Tätigkeit eines Schreiners bei der Firma Eh­

ren fels Karlstadt erlernt und Ausgeübt und diese wegen Gesund­
heitsst6rungen beendet. Nach Ableistung des GrundwehrdieDates 

war er Bodann von Oktober 1983 bis Oktober 1985 als Zementlt­

beiter/Radladerfahrer, von Dezember 1985 bis Juli 1986 als MO­

belmonteur und Fahrer, von August 1986 bis Dezember 1986 als 

Holzwerker und von Januar 1987 bis Mai 1987 als Fensterbauer 

tätig . Nach Aufgabe dieser Tätigkeiten wegen Gequndhei t sst6run­
gen war er von Juli 1987 bis März 1988 als Monteur, von April 

1988 bis Mai 1991 als Gussputzer bzw . im Versand sowie von Juli 

1991 bis Mai 1995 als M6belmonteur, Fahrer und M6belschreiner 

tätig. Nach Aufgabe dieser Tätigkeiten wegen Allergiebeschwer­

den und Bandscheibenbeschwerden war er nach einem Aufenthalt in 

der Justizvollzugsanstalt Aschaffenburg als Staplerfahrer und 
sodann im Landschaftsbau sowie im Oktober 1998 als Ausliefe­

rungsfahrer von Kauthauswaren tätig . 

Bei der Tätigkeit als Schreiner bestand insbesondere eine Expo­

sition von pentachlorphenolhaitigen (PCP-hal tigen) Lösemitteln 

und Trichlorethylen (Tri) sowie Isozyanat. 

Mit Schreiben vom 21.11.1995 stellte der Klager Antrag auf Lei­
stungen bei der Beklagten unter Hinweis auf eine Exposition von 

Lösemitteln wie Xylemen im Rahmen seiner AUsbildung und Tätig­

keit als Schreiner bei der Firma Ehrenfels-Isoliertüren in den 

Jahren 1978 bis 1982 und unter Hinweis auf darauf nachfolgende 

Gesundheitsst6rungen. 
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Die Beklagte leitete ein Feststellung8verfahr en ein und holte 

AUSKünfte der Firma Ehrenfels sowie der AOK Bayern ein und zog 

Berichte des Lungenfacharztes Dr. de l'Espine, des Arzte. Dr. 

Dunkel, der Internist in Dr. Lederer mit Berichten des HNO-Arz­

tes Dr. LabUB, des Internisten Dr. Stegmann und des Nervenarz­

tes Dr. Trott und der NervenArztin Dr. Bittkau sowie Berichte 
des Orthop!den Dr. Schwedhelm und des Internisten Dr . Heynen 

mit Berichten des Lungenfacharztes Dr . de l'Espine, ärztliche 

Unterlagen der Landesver sicherungsanstalt (LVA) Unrerfranken, 
einen Bericht des HND-Ar ztes Dr . Labus und des HND-Arztee, Al l­
ergologen und Umweltmediziners Or. Ohnsorge sowie Arztliehe Un­

terlagen des Arbeits~mtes Würzburg bei und holte Stellungnahmen 

des Technischen Aufsichtsdienstes (TAO) der Berufsgenossen­

schaft für den Einzelhandel über die Tätigkeit des Klägers bei 
der Firma Möbel Büttner im Zeitraum vom September 1994 bis Juni 

1995, e i ne Stellungnahme des TAO der Süddeutschen Metallberufs­

genossenschatt (jetzt HG Metall Nord/Süd) über die Tätigkeit 

des KIAgers bei der Firma Mannesmann Rexroth von Juli 1988 bis 

Juli 1991 sowie des eigenen TAO zum Tät igkeitszeitraum des Klä­

gers von 1978 an ein . 

Oie Beklagte ließ den KIAger sodann im Zeitraum vom 03.06.1996 

bis 05.06.1996 1m Arbeitsmedizinischen t nsitut der Univer.i t ät 

Erlangen/Nürnberg gutachtlich untersuchen. 

In seinem Gutachten vom 17.09.1996 kam daraufhin der Arbeitsme­

diziner Prof. Dr. Lehnert zU dem Ergebnis, dass keine Berufs ­

krankheiten nach der Zifferngruppe 13 und keine Berufskrankheit 

nach Nr. 4301 und 4302 der Anlage zur Berufskrankheitenverord­

nung (damals BeKV) vorliege und aktuell keine erhOhte Belastung 

durch Pentachlorphenol (PCP), Lindan oder polychlorierten Bi­

phenylen (PCB) vorliege. 
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Nach Einholung einer Stellungnahme des TAO der Berufsgenossen­

schaft für Fshr:eughaltungen über die Tätigkeit des Klägers in 

den ZeitrAumen Dezember 1985 bis Juli 1986, Februar 1987 bis 

Mai 1988, Juni 1993 bis August 1993 und MArz 1994 bis Juni 1994 

lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 26.11.1996 die Anerkennung 

der vom KIAger geltend gemachten Gesundheitsstörungen als Be­

rufskrankheit der zifterngruppe 13 und als Berufskrankheit nach 

Nr. 4301 und 4302 der Anlage zur BeKV ab. 

oen hiergegen gerichteten Widerspruch begründete der Kläger 

U. $ . damit, dass verschiedene Krankheitssymptome nicht beachtet 

worden seien und eine Verschlimmerung des Krankheitsbildes ge­

geben sei und dSS8 Laborwerte und Serumwerte keine korrekte 

Aussage aber die tatsächliche Schadatof f belastung geben würden 

und eine Untersuchung des Arbeitsplatzes notwendig sei . 

Nach Einholung von Stel lungnahmen des Arbeitsmediziners Prof. 

Dr . Lehnert sowie des Arbei t smediziners Prof . Dr . Hartung wies 

die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 21.04 . 1997 den Wider­

spruch zurack. 

Mit Schreiben vom 17.12.1998 zeigte die AOK Bayern der Beklag­
ten sodann eine seit 20.10.1998 bestehende Arbei t sunfähigkeit 

des Kllgers mit der Diagnose Multiple Ch~mitivi ty-sensitive­

Syndrom (MCS-Syndrom), akute Excerbation an. 

Am 05.04.1998 hatte der Kllger bei der LVA unterfranken einen 

Antrag auf Gewährung einer Rente wegen verminderter Erwerbsfä­

higkeit gestellt. 

Er wurde sodann im Verwaltungsverfahren der LVA am 21.07.1998 

internistisch und lungenfachlrztlich durch den Internisten Dr. 

Heinrich/DeRienzis und sodann durch die OrthopAdin Dr. Blanken ­

burg un t ersucht. 

nie ärztlichen Sachverst ä ndigen der LVA Unterfranken diagnosti­

zierten dabei a ls Gesundheitsst~rungen : 
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1 . Allergische Diathese mit Empfind lichkei t gegen chemische 

Kontaktstoffe mit Hinweis auf Lebensmit t ela llergie und 

Auftreten von Schocktr sgmenten 
2. Raucherbronchitis ohne Obstruktionsnachwei s bei Verdacht auf 

hyperresgibles Bronchialsystsm 
3. FettBtottwechselstOrung bei Übergewicht 
4 . Lendenwirbelslulen-Syndrom bei altersgere chter Funktion und 

nachgewiesenem Bandscheibenvorf a l l L 5/S lohne radikullre 

AusfAlle 
S . Belsstungsbeschwerden der Kn i egelenke bei Hinweisen auf 

Ret r Opatellararthrose 
6 . Beginnende Abnut~un9 der Hüf tgelenke im Röntgenbild bei sl­

tersgerechtem Befund 
7. Belastungsbeschwerden des rechten Ellenboge nge l enkes bei 

Streckbehinderung und belastungsinduzierter subluxa tion im 

Radi ueköpfchenbereich 
8 . Belast ungebeschwerden der Schul t e rgelenke be i altersgerecht 

freier Funktion 

Mit Schreiben vom 18.01.1999 beantragte der Kl ä ger aodann bei 

der Beklagten eine FortfChrung des Feststellungsverfahrens. 

Die Beklagte leitete daraufhin ein neues Feststellungsverfahren 

ein und zog Berichte des HNO-Arztes, Allergologen und Umweltme­

diziners or. Ohneorge, der Internistin or . Lede rer, der Justiz­

vollzugsanstalt (JVA) Asenaffenburg, in der der Kläger vom 

13.10 . 1997 bil 18.06.1998 einsaß, ätztliche Unterlagen der AOK 

Bayern, Irztliche Unterlagen des Arbeitsamtes wurzburg, einen 

Bericht des Radiologen und Nuklearmediziners or. Labouvie, Mes­

sergebnisse des Bayer. Landesamtes für Umweltschutz über eine 

PCP-Untersuchung bei der Firma Ehrenfela vom 08.02 . 2000 mit da­

zugehöriger Stellungnahme des Gewerbeaufsichtsamtes bei . Hier­

bei ergab sich eine Konzentration von 8500 mg/k, PCP im Beto­

neatrichboden des ehemaligen Bereiches der Holzschut zmittelver­

arbeitung (Bodenfllche 9 mt ) und holte eine Ste llungnahme des 

TAO vom 12.05.2000 ein. Mit Schreiben vom 24 . 05 .2 000 lehnte der 
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KlAger sodann die von der Beklagten vorgeschlagenen Gutachter 

unter Vorlage von Berichten des HNO-Arztes Or. Ohnsorge, des 

Radiologen Or. Labouvie und eines Berichtes des Institutes für 

experimentelle und klinische Pharmakologie und Tox ikologie der 

UniversitAt Erlangen/Nürnberg ab. 

Oie Beklagte zog daraufhin die Akte der LVA Unterfranken mit 

darin enthaltenen lrztlichen Unterlagen sowie die Akte des 50-

zialgerichts Würzburg S 4 RJ 849/98 mit Arztlichen Unterlagen 

und Gutachten bei. 

Im Rahmen des dortigen Klageverfahrens war der Kläger sm 

12.05.1999 durch Dr. Antonin vom Medizinischen Dienst der Kran­

kenversicherung (MDK) untersucht worden, der den Kläger nicht 

für erwerbsunfähig ansah . Am 08 . 07.1999 war der Kläger auf Ver­

anlaasung des Ärztlichen Dienstes des Arbeitsamtes durch Dr. 
Stefanec untersucht worden, der multiple gesundhe i tliche Beein­

trächtigungen des KIAgers aufgrund von Überempfindlichkeit auf 

verschiedene chemische Stoffe, Beschwerden von Seiten der Wir­

belsäule, der Knie- und Huftgelenke sowie der Ellenbogen- und 

Schultergelenke feststellte. 

Nach Beiziehung weiterer Arztlicher Unterlagen des Arbeitsamtes 
wurzburg ließ die Beklagte den Kläger so?ann im Institut tur 

Arbeitsmedizin der Universität Munchen am 14.09.2000 und 

17.11 .2 000 sowie in der NeurQlogischen Universitätsklinik HQn­

chen am JO.l1.2000 gutachtlich untersuchen . 

In seinem Gutachten vom 14.02.2001 kam daraufhin der NeurQloge 

Prof. Dr . Brandt zu dem Ergebnis, dass kliniSCh beim Kläger 

verschieden lokali.ierte Missempfindungen und GefQhlsherabeet­

zungen und ein herabgesetzes Vibrationsempfinden am Knöchel so­

wie eine axonale beinbetonte Schädigung vieler Nerven und eine 

leichte Beeinträchtigung der Nervenhulle vor liege und eine ver­

minderte Riechemptindung, eine verminderte Geschmacksempfindung 

nicht durch eine neurologische Erkrankung erklärbar seien . 
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Prof. Dr. Nowak kam in seinem Gutachten vom 12.03.2001 zu dem 

Ergebnis, dass beim KIAger kein Anhalt für eine BerufSkrankheit 

nach Nr. 1302, 1310, 1317 oder 4301/4302 der Anlage :o:ur BerufB­

krankheitenverordnung gegeben sei . 

Als weitere Diagnosen stellte er : 
symptomatik im Sinne einer multiplen chemischen Sensibilität, 

Typ l-Senaibiliaierung gegenüber Roggenpollen, Weizenpollen, 

früh- und spAtblühende GrAser und Dermat ophagoides-pteronysai­

nus, geringgradig hyperr esgibles Bronchialsystem, Sinuaitis ma­

x illaris rechts und Sinusitis fronta!is, Struma diffusa Grad 

11-111, Adipositas, Nikotinkonsum, rezidivierendes Lumboischi­

a Igie-Syndrom, HWS-Syndrom, Karpaltunnelsyndrom rechts, Medika­

mentenunverträglichkeit gegenüber LokalanAsthetika und Schmerz­

mittel. 
Im Ergebnis des Gutachtens führte Prof . Dr. Nowak aus, dass ei­

ne beim Kläger vorliegende beinbetonte periphere Polyneuropa­

thie aufgrund einer Latenzzeit von mehr al s 10 Jahren zwischen 

Exposition und Beschwerdebeginn nicht als Berufskrankheit nach 

Nr. 1310 und 1317 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung zu 

werten sei und bezüglich des auch schon in früheren Gutachten 

beschriebenen geringgradig hyperreagiblen Bronchialsystema so­

wie der Typ I-Sensibilisierung gegenüber Gräser -, Weizen- und 

Roggenpollen sowie oermBtophagoides-pteronyssinus wie im Gut­

achten prof. Dr. Lehnert ein Ursachenzusammenhang mit der be­

ruflichen Exposition verneint werde. 
Er führte zudem aus, dass ein Verdacht auf eine Symptomatik im 

Sinne einer multiplen chemischen Sensibilit At (MCS) bestehe, 

jedoch diese Erkrankung nicht wie eine Berufskrankheit nach 5 9 

ADs. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) VII anzuerkennen sei. 
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Nachdem der KlAger mit Schreiben vom 21.05.2001 verschiedene 

EinwAnde gegen das Gutachten Prof. Dr. Nowaks erhoben hatte, 

holte die Beklagte eine Auskunft der Betriebskrankenkasse der 

Fi~ Schrenk Bowie der AOK Bayern ein, zog ärztliche Unterla­

gen des Allgemeinarztes Dr. Buht bei und holte eine ergänzende 

Stellungnahme des Arbeitamedizinera Prof. Dr. Nowak vom 

27.09.2001 zu den EinwAnden des Klägers ein. 
Nach Einholung einer Stellungnahme des staatlichen Gewerbearz­

tea lehnte die Beklagte mit Btreitgegenständlichem Bescheid vom 

27.11.2001 erneut die Anerkennung und Entschädigung der vom 

KIAger geltend gemachten GeaundheitsstOrungen als Berufskrank­

heit nach Nr. 1302, 1310, 1315, 1317, 4301 und 4302 sowie die 

Anerkennung eines MCS-Syndroma wie eine Berufskrankheit nach 

§ 9 Abs. 25GB VII ab. 
Den hiergegen gerichteten Widerspruch, in dem der Kl!ger auch 

darauf hinweisen ließ , dass gemäß § 9 Ahs. 3 SGB VII eine Ver­

mutung des Ursachenzusammenhangee bestehe, wies. die Beklagte 

mit Widerapruchsbescheid vom 01.02 .20 02 zurück. 

Mit der am 06 . 02.2002 beim Sozialger icht Würzburg erhobene Kla­

ge begehrte der KIAger zunAchst weiterhin die Anerkennung und 

Entschädigung der von ihm geltend gemachten Gesundheitsstörun­

gen als Berufskrankheit nach der Zifferngruppe 13 bzw. nach Nr. 

4301/4302 der Anlage zur SKV und/oder eipes multiplen Chemity 

sensitivity Syndroms (MCS) wie eine Berufskrankheit nach § 9 
Ahs. 2 SGS VII der Anlage zur Berufakrankheitenverordnung 

(BKV) . 

Das Gericht hst, nachdem der KIAger mit Schreiben vom 
11.02.2002 die Klage hat begründen lassen und die Beklagte mit 

Schreiben vom 12.04.2002 hierzu Stellung genommen hat, die den 
KIAger betreffenden Serufskrankheitenakten der Beklagten sowie 

die Akte des Sozialgerichts würzburg S 4 RJ B49/9B mit Akte der 

LVA Unterfranken die Akten des LSG Bay L IB SB 16/02 und L 19 R 

153/03 sowie die Akte des Arbeitsgerichts Würzburg, 2 CA 

2102/07 beigezogen. 
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Im Kl~geverfahren S 4 RJ 849/98 war ein Gutachten des Arztes 

tür öffentliches Gesundheitswesen, innere Medizin, Lungen- und 

Bronchialheilkunde, Allergologie, Betriebs- und Umweltmedizin 

Dr. Loytved vom 29.12.2001 eingeholt worden. Dieser beschrieb, 

dass beim KIAger im Oktober 1983 ein ssnierungsbedürfrigss Ge­
biss, eine AdipositBs 1. Grades, ein RundrUcken, Knick-Senk­

Spreiz-FUße und eine Pflasterallergie vorgelegen hätten und BUB 

lrzrlichet Sicht der KIAger im Oktober 1983 nicht gehalten ge­

wesen sei, die Tlrigkeir eines Schreiners aufzugeben . Zudem 

diagnostizierte er u. a. eine Bropische Reakrionslage, eine In­

tolleranz gegenüber chemischen Stoffen sowie ein psychovegeta­

tives Syndrom mit Somarisierung. 

WAhrend des Klageverfahrens S 4 RJ 849/98 war der Kläger erneut 

durch Dr. Antonin am 21.10.2002 gutachtlich für den MOK unter­

sucht worden. 
Dieser diagnostizierte beim Kläger eine distale sensomotori sche 

polyneuropathie bei Verdacht auf Auslösung durch Holzschutzmit­

tel, einen Hypertonus, eine unklare abdominelle Symptomatik mit 

Bluterbrechen und rektalem Blutverlust, Übergewicht, ein Wir­

belsäulensyndrom und eine chronische Bronchitis bei hyperreagi­

blem Bronchialsystem. 
Im Rahmen dea gerichtlichen Verfahrens S 4 RJ 849/98 war sodann 

ein weiteres Gutachten Dr. Loytved vom 1~.12.2002 nach gutacht ­

lichen Untersuchungen vom 27.08.2002 und 04.11 . 2002 eingeholt 

worden. 
Dr. Loytved diagnostizierte folgende Gesundheitsstörungen: 

1. Chronische Bronchitis mit Hinweisen auf grenzwertige bis 

leichtgradige bronchiale Hyperreagibilitat 
2. Atopische Reaktionslage/allergische Diathese mit Sensibili­

sierungen vom Typ I und Typ IV sowie eine Intolleranz 

gegenüber chemischen Stoffen 
3. Rezidivierende Sinueitiden, trockene Nasenschleimhaut 
4 . Distale aensomotorleche polyneuropathie mit beidsei t igen 

sensiblen AusfAllen und leichtgrad iger motorischer funktio­

neller SChwAche rechts 
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S. Degenerative VerAnde~ngen und leichtgradige Funktionsbe­

hinderungen der Wirbelsäule mit nachgewiesenem Bandschei­

benvorfall L S/S 1 %ur Zeit ohne radikulare AusfAlle, 

leichtgradige Funktionsbehinderungen der Huftgelenke, der 

Schultergelenke sowie im rechten Ellenbogen und ein Karpal­
tunnel syndrom recht. mit leichtgradiger Funktionseinschrln­

kung sowie eine Rettopatellararthrose 
6. Arterieller Hypertonus nach den Messwerten Schweregrad 2 

ohne AugenhinrergrundsverAnderungen oder andere nachgewie­

sene Organschlden 
7. FettstoffwechselstOrung bei Adipositas 11. Grades 
8. RefluxOsophagltis. mit häufigem, insbesondere nAchtlichem 

Reflux, Husten und gelegentlicher Luftnot und eine Bulbitis 

vermutlich mit Chronifizierung und insgesamt mittelgradigen 

funktionellen Beeinträchtigungen 

9. Cholezystolithiasis 
10. Äußere Hämorrhoiden Grad! 
11. Struma diffusa 11-111 ohne nachgewiesene funktionelle Be­

eintr!chtigung 
12. Knick-Spreiz-Senk-Füße ohne wesentliche Auswirkungen 

13. Zustand nach akuter rezidivierender Ur t icaria unklarer Ge­

nese und Zustand nach allergischem Kontaktekzem seit Jahren 

ohne Rezidivneigung 
14. Zustand nach wiederholter Gehirnerschütterung ohne nach-

weisbare PunktionsstOrungen 
1S. Psychovegetatives Syndrom mit Somatisierung, 

wobei die RefluxOsophagitis und die Bulbitis seit Dezember 1998 

und die Polyneuropathie beider Beine seit November 2000 hinzu­

gekommen sei. 

Dr. Loytved führte zudem aus, dass von einer zwei- bis dreifa­

chen Überschreitung des Grenzwertes bezüglich der Lösemitte­

leinwirkung auszugehen sei und wohl von einer regelmäßigen 
Überschreitung der kritischen Schwellenwerte in der überwiegen­

den Zahl der Arbeitsschichten auszugehen sei. 
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Der Kläger habe bei der Untersuchung angegeben, dass (erst) 

1987 Beschwerden in den Beinen begonnen hätten und später bei 

einem Telefongespräch ausgeführt, dass bereits in der Lehrzeit 

die Beine taub gewesen seien. Aus einer Auskunft der AOK über 

den Zeitraum von 1978 bis 1983 erglben sich keine Hinweise und 

ärztliche Befundberichte aus dieser Zeit lagen nicht vor. Im 

Rahmen der Musterung des Klägers hltten sich keine Hinweise auf 

eine Polyneuropathie (PNP) ergeben und auch andere ärztliche 

Unterlagen aus dem Jahre 1988 bis 1990 ergaben keinen Hinweis 

auf eine PNP. Erstmals in einem Bericht des HNO-Arztes Dr. Ohn­

sorge von 1996 seien Sensibilitltsstörungen erwähnt, so dass 

von einer Latenzzeit von mehr als 10 Jahren für den Beginn der 

PNP auszugehen sei. Dr. LOytved führte zudem aus, dass im Gut­

achten Prof. Dr. Brandt für die Beklagte vom 14.02.2001 asymme­

trische Befunde ausgewiesen seien und eine neurologische Unte r­

suchung vom 28 . 03.2002 e ine regelgerechte Nervenleitgeschwin­

digkeit der Arme beidseits aber keine Rei zantwort der Beine 

be idseits ergeben habe und ein asymmetrischer Befund mit einer 

toxischen PNP nicht vereinbar wAre. Als nicht berufliche Ursa­

che für eine asymmetrische PNP klme u . a. auch eine Medikation, 

Alkohol. Orogen oder ein Diabetes mellitus in Betracht. Eine 

Progredienz der Beschwerdesymptomatik des Kllgers nach lAngerer 

Expositionskarenz schließe zudem eine Verursachung der Erkran­

kung durch Lösemittel aus. 

Zum Vorliegen einer Encephalopathie (ENCP) führte er aus, dass 

weder von Dr. Labouvie noch von Dr. Binz noch von Dr. Antonin 

klinisch eine ENCP diagnostiziert worden sei und eine solche 

auch im Rahmen der Untersuchungen durch Dr. LOytved nicht fest­

gestellt worden sei. Gegen einen Ursschenzusammenhang einer 
ENCP mit einer beruflichen Exposition spreche zudem, dass bei 

einer verhlltnismASig kurzen Expositions zeit eine jahrelange 
Latenz vorlag mit erstmaligem Auftreten von Bes chwerden erst 12 

bis 16 Jahre nsch Expositionsende. 
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Letztendlich verneinte Dr . Loytved da s Vor l iegen eines Ursa­

chenzusammenhanges der Beschwerden des Kläge r s mit der berufli­

chen Lösemittelbelastung. 

Dem Gericht wurde von der Beklagten ein Ber i cht der Landesge­

werbeanstalt Bayern (LGA) über eine Raumluf tmes sung im früheren 

Arbeitsbereich Holzschutzmittelverarbeitung bei der Firma Eh­

renfels Isoliertüren GmbH Karlstadt/Main vOm 09.05.2000 vorge­

legt. 

, 
Hierbei ergaben sich Messwerte von 0,01 ~g/m (bei einem Grenz­

wert für eine gesundheitliche Ge f ährdung nach PCP-Richtlinie , 
von 0,1 ~g/m . 

Mit Schr eiben vom 12.05 . 200 4 hat der Kläger einen Bericht des 
HNO-Arztes, Allergologen und Umweltmediziners Dr . Ohnsorge vom 

27.04 . 2004 vorgelegt , der ein MCS-Syndrom , ei nen Zustand nach 

tox isCher Bel astung mit Chlororganica und Lösemit tel , eine 

Hi r nperfusionsstörung tox isch bedingt, sowie e ine beidseits ge­

ring- bis mittelgradige Innenohrschwerhörigkeit und einen Tin­

nitus beidseits diagnostiziert hat und u . a . aus geführt hat, 

dass eine beim KlAger in der Universitätskl ini k Erlangen im No­

vember 1999 festgestellte Hyposmie und geringgr adige Hypgeusie 

im Rahmen von toxischen Belastungen zu s~hen sei und auch eine 

Hörstörung und ein beim Kläger vorliegende r Tinnitus toxisch 

induziert s e i. Mit gleichem Schreiben hat der Kläger zudem eine 

"öffentliche Mitteilung" des Ministers a . D. Norbert Blüm zur 

BK-Nr. 1317 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung vorlegen 

lassen . 

Das Gericht hat mit Beweisanordnung vom 15.11 . 2004 den Leiter 

des Instituts für Arbeits - , Sozial- und Umweltmedizin des Kl i ­

nikums der Friedrich-Schiller-UniversitAt Jena Prof. Dr. Schie ­

le zur Erstattung eines Gutachtens beauf t r agt . 
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Mit Schreiben vom 01.12.2004 ließ der Kläger sodann die Ableh­

nung des gerichtsärztlichen Sachverständigen wegen Besorgnis 

der Befangenheit beantragen . 

Mit Beschluss vom 25.01.2005 lehnte das Gericht sodann den An ­

trag auf Ablehnung des gerichtsärztlichen Sachverständigen 

Prof. Dr. Schiele ab. 

Nachdem der Kläger unter Hinweis auf eine Aktualisierung des 

Merkblattes zur BK-Nr. 1317 , wonach ein Fortschreiten einer PNP 

auch nach Expositionskarenz eine Veruraachung der Erkrankung 

durch Lösemittel nicht ausschließe, darauf hatte hinweisen las­

sen, dass eine Fehleinschätzung der Beklagten offensichtlich 

auf die fehlerhafte Darstellung in dem fröheren Merkblatt zur 

BK 1317 zurückgehe und beim Kläger auch eine toxische ENCP be­

stehe sowie er auch an einem Tumor/Karzinom im Bereich der 

Speicheldrüse leide und in jüngster Vergangenheit mehrere Herz­
infarkte erlitten habe, ließ das Gericht den Kläger am 

15.03.2005 im Institut und der Poliklinik für Arbeits-, Sozial ­

und Umweltmedizin der Friedrich-Schiller-Universität Jena ge­
richtsärztlich untersuchen. 

In seinem Gutachten vom 30.09.2005 kommt daraufhin der Arbeits­

mediziner Prof. Or. Schiele zu dem Ergebnis, dass die Berufs­
krankheiten nach Ziffer 1302 , 1310, 1315 , 1317, 4)01, 4302 der 

Anlage zur BKV beim Kläger nicht vorliegen. 

Nachdem der KIAger mit Schreiben seines Prozesabevollmlchtigten 

vom 24.11.2005 eine schriftliche Stellungnahme mit Einwendungen 

zum Gutachten Prof. Dr. Schiele hatte vorlegen lassen, hat das 

Gericht auf Antrag des Prozessbevollmlchtigten der Firma Ehren­

feis lsoliertüren GmbH (Rechtsnachfolger der Firma Ehrenfels 

Isoliertürenl vom 30.01.2006, gegen die ein Verfahren des Klä­

gers vor dem Arbeitsgericht Würzburg wegen Schadensersatz und 

Schmerzensgeld anhängig ist, mit Beschluss vom 07 . 03 . 2006 (ge­

mlß § 75 Ahs. 1 Sozialgerichtsgesetz - SOG -) die Firma Ehren­

fels lsoliertüren GmbH zum Verfahren beigeladen. 
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Nach Erhalt eine. Berichtes des Klinikums Main-Spessart vom 

03.03.2006 hat da. Gericht den KIAger sm 06.03.2001 im Institut 

und der Poliklinik für Arbeitsmedizin der Universität des Saat­

landes gerichtlärztlich untersuchen lassen . 
In seinem Gutachten vom 19.07.2007 kommt daraufhin der Leiter 

des Institutes und der Poliklinik Prof. Dr. Buchtet zu dem Er­

gebnis, dass eine Berufskrankheit nach Nt. 1302, 1310 und 1311 

der Anlage zur BKV gegeben sei und eine Aremwegserkrankung im 

Sinne der BKV aufgrund der nicht erfolgten Untersuchungen wAh­

rend der Exposition jetzt nicht ausreichend nachweisbar ist, 
eine Ursache einer unspezifischen bronchialen HyperreagibilirAt 

ni cht eindeutig genug zu benennen ist , die AtemwegsbeeintrAch­

tigung durch die früheren TAtigkeiten ~ls wesentliche Teilursa­

che jedoch klinisch anzunehmen ist. 

Die Minderung der ErwerbsfAhigkeit (MdE) bewertete er ab 1995 

mit 20 v. H., ab 2000 mit 30 und ab 2006 mit 40 . 
Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 16 . 10 . 2007 unter Vor l age 

einer stellungnahme des Arbeitsmediziners Dr . Löffler vom 
03.09.2007 die Auffassung weiterhin aufrecht erhalten, dass Be­

rufskrankheiten nicht vorliegen. 

Hierzu hat der Prozessbevollmachtigte des Klägers mit Schreiben 

vom 16.11.2007 Stellung genommen und darauf hingewiesen, dass 

das Gutachten Dr. Löffler unter Verstoß gegen § 200 Ahs. 2 SGB 

VII erstellt worden und damit unverwertbar sei und eine für ei­

ne PNP typische Beteiligung der Gelenke und der sie umgebenden 

Weichteile bereits aeit 1981 vorgelegen habe, sowie dass eine 

ENCP vom Schweregrad 11 B festgestellt worden sei und nach all­

gemein anerkannten Vorgaben von einer Minderung im Bereich der 

Intelligenz. deren Fehlen von Dr . Löffler als Gegenbeweis gegen 

das Vorliegen einer toxischen ENCP herangezogen werde, erst bei 

einer toxischen ENCP ab Schweregrad 111 gegeben sei, die beim 

KIAger nicht vorliege. Daa Gutachten setze sich auch nicht mit 

der Exposition gegenüber Lindan und Tri. welches nach dem BK-
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Report 2/01 ~ssiv neurotoxiach sei, auseinande r. Die Arbeits­

platzanamnese halte eindeutig fest, dass der Kläger seinerzeit 

erheblichen Expositionen gegen~ber Tri ausgesetzt gewesen sei. 

Er habe damals auch bereits die typischen Frühsymptome gezeigt 

(Wesensverlnderung wie Heru~lbern, aber auch Benommenheit). 

Mit Schreiben vom 30.11.2001 hat er zudem e ine Bestltigung der 

Firma Witro MObeltransport GmbH und Berufsschulzeugnisse dea 

Klägers aua den Schuljahren 1978/79 und 1979/80 der Staatlichen 

Gewerblichen, Kaufmlnniachen und Hauswirtschaftlichen Berufs­

schule Karlstadt vorgelegt und geltend gemacht, dass diese 

zeitnahe zur Exposition mit HSM bestehende Konzentrationsst6-

rungen des Kllgers belegen. 
Mit Schreiben vom 10.12 . 2007 hat die AOK Bayern eine Beiladung 

zum Verfahren beantragt. 
Mit Schriftaatz vom 11. 12.2007 hat der Prozessbevollmlchtigte 

des Klägers darauf hingewiesen. dass die Beklagte zwi schenzeit­

lich außergerichtlich aufgefordert worden sei, das Gutachten 
Dr. Löffler vom 03.09.2007 zu "IOschen " und auf ein Verwer­

tungsverbot bezüglich des Gutachtens hingewiesen und insoweit 

einen Schriftaatz des Rechtsanwalts Spickschen vom 07.12 . 2007, 

der an die Beklagte gerichtet war, vorgelegt . 

Im Termin zur mündlichen Verhandlung vom 13.12.2007 beantragte 

der ProzessbevollmlChtigte des Klägers, 
die Beklagte unter AbAnderung des Bescheides vom 27.11.2001 

in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 01.02.2002 zu 

verurteilen, die beim Kllger vorliegenden GesundheitsstO­

rungen als Berufskrankheit nach Nm. 1302, 1310, 1317 der 

Anlage zur BKV zu entschädigen und Verletztenrente nach ei­

ner MOE in HOhe von mindestens 20 v. H. ab 1995, 30 v. H. 

ab 2000 und 40 v. H. ab 2006 zu gewähren. 

Der Beklagtenvertreter beantragte, 

die Klage abzuweisen. 
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Gegenstand der MÜndlichen Verhandlung war die Gerichtsakte auch 

im Übrigen .owie die beigezogenen Akten der Beklagten, des 50-

zialgericht. W~rzburg, de. Bayerischen Landessozialgerichts so­

wie des Arbeitegerichtes Würzburg. 

Zur Ergänzung des Sachverhalts wird hierauf sowie auf die 

Schriftsltze der Beteiligten und die SitzUßgsniederschrift ver­

wiesen. 

EDtscheidungsgrQnde 

Die form- und fristgerecht beim Sozialgericht Würzburg erhobene 

Klage ist zulässig. 

Sie erweist sich jedoch als unbegründet . 

Der Anspruch des Klägers richtet sich nach den Vorschriften der 

Reichsversicherungsordnung (RVO). da die von ihm geltend ge­

machte Berufskrankheit vor Inkrafttreten des 7. Buches des 50-

zialgesetzbuches (5GB VII) vom 01.01.1991 eingetreten wlre 

(Art. 36 Unfall_Versicherungs_Einordnungsgesetz - UVEG 

§ 212, 9 Abs. 5, 5GB VII). 
Die von Prof. Or. Buchter gestellten Diagnosen einer PNP und 

ENCP wurden von diesem schon f~r einen Zeitraum vor 1991 als 

behandlungsbedürftige Erkrankung mit entsprechender Arbeitsun­

flhigkeit diagnoatiziert (wobei im Verhältnis Arbeitsunfähig­

keit und Behandlung,bedürftigkeit auf den Zeitpunkt abzustel­

len ist, der zuerat eingetreten ist - Nehls in Hauck, SGB VII, 

K § 9 Nr. 440) und als so schwerwiegend eingestuft, dass auch 

vor 1991 ab 1995 .chon eine MdE in rentenberechtigendem Grade 

anzunehmen sei. Ein etwaiger Versicherungsfall hätte damit ge­

mäß S 9 Abs. 5 SGB VII vor dem 01.01.1991 gelegen . 
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Nach § 551 Abs. 1 Satz 1 RVO gilt als Arbeitsunfall auch eine 

Berufskrankheit. Berufskrankheiten sind gemAß § 551 Abs. 1 
Satz 2 RVO Krankheiten, die die Bundesregierung durch Rechts­

verordnung mit Zustimmung des Bundesrates bezei chnet und die 
ein versicherter bei einer der in den §§ 539, 540 und 543 - 545 

RVO genannten Tltigkeiten erleidet. 

In Zitfer 1302 hat die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun­

desrates Erkrankungen durch Halogenkohlenwasserstoffe {HKW) , in 

Zi ffe r 1310 Erkrankungen durch halogenierte Alkyl-, Aryl- oder 

Alkylaryloxide, in Ziffer 1317 eine Polyneuropathie (PNP) oder 

Encephalopathie (ENCP) durch organische Lösungsmittel oder de­

ren Gemische als Berufskrankhei t bezeichnet . 
Derart allgemein al. Berufskrankheit bezeichnete Krankheiten 

si nd als solche zu ent.chldigen, wenn sie durch eine versicher­

te Tätigkeit im Einzelfall verursacht oder verschlimmert worden 

sind. 

Voraussetzung tür die Anerkennung im Einzelfall ist der Nach­

weis des urslchlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten 

T!tigkeit und der schldigenden Einwirkung (haftungsbegrundende 

Kausalitlt) sowie zwischen der sch!digenden Einwirkung und dem 

Gesundheitsschaden (haftungsausfullende Kausalit!t). 

Das Vorliegen der Tatbeatandsmerkmale versicherte Tätigkeit, 

schldigende berufliche Einwirkung und Körperschaden muss im 
Sinne des yollbeWCise. nachgewiesen sein . Ein solcher ist gege­

ben, wenn ein an Sicherheit grenzender Grad der Wahrscheinlich­

keit vorliegt, so das. vernQnftige Zweifel nicht bleiben. Es 

muss also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zur 

Überzeugung deI Gerichtes feststehen, dass eine versicherte Tl­

tigkeit, eine 8chldigende Einwirkung und ein Gesundheitsschaden 

vorliegen. 
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Der ursAchliche Zusammenhang muss mit hinreichender Wahrschein­

lichkeit nachgewiesen sein . Eine eol che ist gegeben , wenn bei 

vernünftiger Abw!gung aller Fakten die für den Kausalzusammen­

hang sprechenden Tatsachen so s tark überwiegen, dass sich dar­

auf die riChterliche Oberzeugungsbildung stutzen kann. 

Zur Oberzeugung des Gerichtes ist ~um einen bezuglieh eines 

Teils der geltend gemachten Berufakrankheiten schon das ent­

sprechende Krankheitsbild nicht nachgewiesen, zum anderen ist 

nicht mit hinreichender Wahrscheinl ichkeit nachgewiesen, dass 

die geltend gemachten bzw. festgestellten Gesundheitsstörungen 

wesentlich durch die berufliche TAtigkeit des Klägers, insbe­

sondere dessen TAtigkeit von September 1978 bis Februar 1982 im 

Rahmen der Ausbildung zum Schreiner bei der Firma Ehrenfels we­

sentlich verursacht worden sind. 

Das Gericht folgt hier der abschließenden Beurteilung des ge ­

richtsärztlichen Sachverständigen Prof. Dr. Schiele aus dem 
Gutachten vom 30.09.2005, der übereinstimmend mit der Bewertung 

der Vorgutachter Prof. Dr. Lehnert {Gutachten vom 17.09.1996/, 

Prof. Dr. Nowak {Gutachten vom 12.03.2001) wie auch des im Rah­

men des sozialgerichtlichen Verfahrens S 8 RJ 849/98 begutach­

tenden Arztes für öffentliches Gesundheitswesen Dr. Loytved 

(Gutachten vom 12.12.2002) das Vorliegen entsprechender Beruf s­

krankheiten verneint. 

Eine Berufskrankheit nach Nr. 1315, 4301 oder 4302 der Anlage 

zur BKV ist nicht nachgewiesen. 

Weder ein entsprechendes Krankheitsbild im Sinne einer obstruk­

tiven Lungenerkrankung noch eine Sensibiliaierung gegenüber Be­

rufs stoffen konnte beim Kläger f estgestellt werden, dagegen das 

Vorliegen einer Atopie aufgrund der Gesamt-IgE-Werte und spezi­

fischen 19B-Werten. 
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Nachdem weder Prof. Or. Schiele noch Prof . Or. Buchter das vor­

liegen einer entsprechenden Berufskrankheit bes t ätigt haben, 

und auch bezüglich einer etwaigen MCS die vora ussetzungen für 

eine Anerkennung wie eine Berufskrankheit naCh § 9 ADs. 2 

SGB VII nicht ersichtlich sind hat der Kläger folgerichtig im 

Termin zur mündlichen Verhandlung vom 13.12 . 2001 auch den An­

trag auf Anerkennung einer Lungenerkrankung als Berufskrankheit 

sowie eine MCS wie eine Berufskrankheit nicht mehr aufrecht er­

halten, so dass streitgegenstlndlich nur noch die BK-Nummern 

1302, 1310 und 1311 sind. 

Eine Berufskrankheit nach Nr. 1302, 1310 und/oder 1311 der An­

lage zur BKV liegt beim KIAger zur Überzeugung des Ge richtes 

nicht vor. Das Gericht folgt hier der Bewe r tung des gerichts­

ärztlichen SaChverständigen Prof . Dr . Schiele . 

Bezüglich der Konkurrenzen der einzelnen BK -Nummer n zueinander 

ist darauf hinzuweisen, dass in der BKV und in der Anlage hier­
zu die Frage der Konkurrenz der verschiedenen Berufskrankheiten 

nicht geregelt ist. 

Nach dem BK-Report 1311 der Deutschen GesellSChaf t für Unfall­

versicherung (OGUV) 02/01 vom März 2007 (BK-Report) ist die BK 
Nr. 1311 hinaichtlich der beriicksicht igungsfähigen Krankheits­

bilder auf die Polyneuropathie (PNP) und die Encephalopathie 

(ENCP) beschrankt (a. A. Koch; Oie BG 3/05 Seite 138 ff.). 

MOgliche andere Zielorgsne (z. B. Leber oder Niere) sind nicht 

im Rahmen der BK 1311 zu bearbeiten. 
Soweit sich eine Konkurrenzsituation zwischen verschiedenen 

Nummern der BK-Liste ergibt, ist die hinsichtlich des Erkran­

kungsbildes einer PNP oder ENCP speziellere BK 1311 vorrangig. 

Bei Erkrankungen außerhalb des Nervensystems müssen die Be­

schränkungen entsprechend der Listennummern hinsichtlich der 

definierten Stoffe und $toffgruppen beriicksicheigt werden (BK­

Report I Allgemeine Hinweise) . 
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Bezuglich der Exposition des Kllgers ist zu berücksichtigen, 

dass bei den Ermittlungen des TAO der Beklagten große Differen­

zen zwischen den Angaben des KIAgers und der Beigeladenen be­

züglich Menge und Dauer der Exposition bestanden. 

Nachgewiesen bzw. unstrittig ist eine Exposition des KlAgers im 

Zeitraum von September 1978 bis Februar 1979 von pcp und seine 

Verunreinigungen mit Dioxinen und/oder Furanen sowie von Sep­

tember 1978 bil Februar 1982 mit Tri. 

Insoweit legt das Gericht die Feststellungen des TAO der Be­

klagten vom 12.05.2000 zugrunde, wobei auch berücksichtigt 

wird, dass insoweit Abweichungen zwischen den Angaben des Kll­

gers und der Beigeladenen bestanden. 

Prof . Or. Schiele führt in seinem Gutachten aus, dass das inso­

weit verwendete Holzschutzmittel (HSM) Xylamon 9is 1982 Lindan 
und bis Anfang 1979 PCP (mit Dioxin -Verunreinigungen) enthielt, 

das Anfang 1~7S durch Oichlorfluanid (und nicht wie der Kläger 
in seiner Einwendung gegen das Gutachten Prof. Dr. Schiele ein­

wendet durch Lindan) ersetzt wurde. Wie Prof. Dr . Nowak unter­

stellt Prof. Dr. schiele eine Exposition von Linden. Wenn auch 

sich aus den vom Dipl.-lng . Markua Schrader dem Kläger mit 
Schreiben vom 05.03.2005 übersendeten te~hnischen Merkblättern 

für bestimmte Xylamonprodukte sich ein Lindangehalt von 0,45 

bis 1 , ergibt, konnte jedoch entsprechend dem zutreffenden 

Hinweis der Beklagten eine ayantitatiye Bewertung der Lindanex­

position durch den TAO nicht erfolgen, $0 dass jedenfalls die 

Expositionsh6he insoweit nicht bestimmt ist. Bezüglich der Ex­

position von Dioxinen und Furanen nimmt Prof. Dr. Nowak eine 

Verunreinigung des Holzschutzmittels Xylamon " in Spuren" an. 

Auch insoweit blieb die Expositionsh6he unklar bzw. unbewiesen. 

Gesichert ist lediglich aufgrund der Feststellungen des im Auf­

trag des Bayer. Landesamtes für Umweltschutz agierenden Prüf in­

stituts Fa . Orga Lab (Auftrag vom OS.03 .2 000) und die hierbei 
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durchgeführte Mate rialunterauchung des früheren Arbeitsberei ­
ches der Hol~schut~mittelverarbeitung der Beigeladenen eine Be­
lastung der BetonestrichflAche (AbtropffI6che) von 8500 mg/kg 

pcp auf einer Bodenfllche von 9 m' bei einem Raumvolumen von 

208 m' . 

Trotz dieser hohen Materialbelastung (wie sie noch im Jahre 

2000 vorlag) ergaben sich entsprechend der Prognose des Gewer­
beaufsichtsamtes Würzburg vom 07.04.2000 keine gesundheitsge­

fährdenden Raumluftwerte. Die Raumluftmessung der LGA Bayern im 

Bereich vom 09.05.2000 ergab 0,01 ~g/m' PCP und damit einen we ­

sentlich geringeren Wert als er in der im ALLMBI.N. 18/91 ver­

öffentliChten PCP-Richtlinie in Höhe von 0,1 ~g/m'-Grenzwert 

. bezeichnet ist, nach dem keine gesundhei t liche Gefährdung vor­

liegt. 

Die Beklagte weist zu Recht im Schreiben vom 12.04.2002 auf den 

Stoffbericht PCP hin, wonach ca . 3,5 bis 5,5 mg'Dioxine pro kg 

PCP und maximal 290 mg Furane pro kg PCP als Verunreinigung 

vorhanden waren und somit eine geringe maximal mögliche Dioxin­

konstellation und Furankonstellation vorgelegen haben kann. 

Eine relevante Exposition von Dioxinen und Furanen ist damit 

nicht nachgewiesen ebenso wie eine relevante Exposition von 

Lindan. 

Auch soweit der KIAger eine Dioxiobelastung durch das von ihm 

geschilderte Ereignis vom 21.07.1984 geltend maCht, fehlt es am 

Nachweis einer entsprechenden Dioxinbelastung (sowie auch des 

Ereignisses selbst). 

Der KIAger berichtet insoweit nur von "mit Altöl verschmierten 

Handschuhen" wobei offen ist, ob die Handschuhe tatsächlich mit 

' Altöl " benetzt waren und etwaiges "Altöl" Diox in und in wel­

chem Umfang enthielt. 
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Nicht nachgewiesen ist ebenso eine Belastung mit Hexacarbonen 

(z. B. N-Hexan) wie vom KIAger im Patexkleber vermutet sowie 

mit Dichlorazethylen, wie im Klageschriftaatz vom 05.03.2002 

als Zersetzungsprodukt von Tri bei Berührung von Tri mit Me­

talloberflAchen bezeichnet. 

Zwar ist im BK-Report S. 37 und S. 74 für schnell trocknende 

Klebstoffe und Kontaktklebstoffe entgegen den Feststellungen 

Prof. Dr. Schiele N-Hexan zU 1 bis 2 , enthalten, jedoch ist 

vom TAO der Beklagten bei den entsprechenden Ermittlungen, die 

mit Beteiligung des KlAgers erfolgten, eine entsprechende Expo­

sition von N-Hexan nicht festgestellt wor den. Der KIAger war 

jedenfalls gemAß den TAD-Feststel lungen und Angaben der Beige­

ladenen im Verwaltungsverfahren nicht mit Kleben befasst . 

Eine Dichlorazethylenbildung ist nur unter dem Zusatz großer 
Mengen starker Basen möglich . Solche Reaktionsbedingungen lie­

gen bei industriell üblichen Entfettungs- und Reinigungaarbei­

ten nicht vor, wie die Beklagte im Schriftsatz vom 12 . 04.2002 

zutreffend ausgeführt hat. 

Im Einzelnen ergibt sich bezüglich der Berufskrankheit 1302, 

das8 ein wesentlicher Ursachenzusammenhang der GesundheitsstO­

rungen des KIAgers mit der beruflichen Exposition nicht mlt 

hinreichender Wahrscheinlichkeit nachgewlesen ist . 

Soweit der KIAger Erkrankungen im Sinne einer PNP oder ENCP 

geltend macht, wofür im Rahmen der BK-Nr. 1302 letztere in Fra­

ge kAme (siehe Merkblatt zur BK 1302 und Anmerkung Mehr­

tensjBrandenburg, die Berufskrankheitenverordnung - BKV - M 

1302 Nr. 3) ist die BK 1317 gegenüber der BK Nr. 1302 lex spe­

zialis. 
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soweit organspezifische Wirkungen als Krankheitsbild im Sinne 

der BK 1302 bestehen (Merkblatt zur BK 1302 und Mehrtena!Bran­

denburg a.a.O. Nr. 4) also bezuglieh Leber, Nieren und anderer 

parenchymatöeer Organe iet die Leber am meisten durch »allogen­

kohlenwasserstoff (HKW)-Expositonen gefährdet. Aber auch die 
Bauchspeicheldröse (durch Tetrachlorkohlenwasserstoff) , das 

Herz (durch Pentachlorethan), die Milz (durch 1,1 Dichlore­
than) , die Nebennierenrinde (durch Perchlorbutad iene) und das 

Knochenmark (durch Methylchlorit) ist durch HKW-Exposition ge­

fährdet (Mehrtens!Brandenburg a.a.O. Nr. 4.1). Die Ch10rakne 

wird eher der Berufskrankheit 1310 zugeordnet (Merkblatt zu BK 

1302 a.a.O III). 

Entsprechende Erkrankungen s ind beim Kläger entweder nicht 

nachgewiesen (Nierenerkrankung . Bauchspei cheldruse. Herzerkran­

kung, Milzerkrankung, Erkrankung der Nebennierenrinde und des 

Knochenmarks) oder eine Exposition der insoweit für eine Verur­

sachung in Frage kommenden Stof f e ist nicht nachgewiesen 

(Tetrachlorkohlenwasserstoff, Pentacbloretban, 1 .1 Dichloretan, 

Percblorbutadiene, MethylChlorit oder Dichlorazethylen) bzw . es 

ist auch eine relevante Erkrankung und eine Verursachung nicbt 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen (Leber). 

Im Einzelnen ergibt sieb Folgendes; Eine Schädigung der Nieren 

wurde im Rahmen der gerichteArztlichen Untersuchungen sowie 

aucb im Rahmen der sonstigen vorliegenden Berichte der behan­
delnden Ärzte und Kliniken ausgescblossen. Der Bericbt des Uro­

logen Dr. Eisen vom 11.03.1998 weiat ausdröcklich aU8, dass 

kein pathologiacber Betund besteht (so aucb im Gutachten Prof. 

Dr. Nowak beschrieben) . 

Entgegen der Auffassung dea Klägers bestanden auch nicht ent· 
sprechend den Berichten Dr. Lederer 1984 patbologische Nieren­

werte. Ihr Bericht VO<l\ 08.01.1996 dokumentiert diese gerade 

nicht. ebensowenig wie der Bericbt vom 22.05 . 1995, wie auch der 

Bericht der Mediniziscben Universitätskl inik Würzburg vom 

25.03 . 2003. Auch in der gutachtlichen Untersuchung Pr of. 
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Dr. Nowaks ergab sieh kein Anhalt fur einen Nierenschaden, was 

eomputertomogtaphiseh bestAtlgt wurde. Allein geringfugig er­

hOhte Laborwerte bezuglieh Beta-Globulin in den gutachtlichen 

Untersuchungen Prof. Or. Schiele, Prof. Or . Lehnart und Prof. 
Or. Buchter belegen ohne Vorliegen sonstiger pathologischer Be­

funde noch keine Nierenerkrankung sondern stellen nur einen 

kontrollbedurftigen Zustand dar. Im Gutachte n Prof. Dr . Nowak 
wird der entsprechende Wert auch noch a ls normwertig (Normbe­

reich wird dort bis 14 , angegeben) ausgewiesen. Im Rahmen ei­

ner Laboruntersuchung vom 16.11.2004 (Bericht Dr . Beetz vom 

18.05.2005 BI. 211 LSG-Akte L 18 B 16/02) ergab sich sogar nur 

ein Beta-Globulinwert von 12 ,. 

Auch eine relevante Erkrankung der Leber ist im vorliegenden 

Fall nicht nachgewiesen . 

Der Bericht Dr. Lederer vom 05.03 .1999 über ein~ Untersuchung 

des Klägers vom 29 . 12 .1 994 weist sonographisch die Leber und 

Nieren ohne Befund und unauffällige Laborwerte aus. Im Attest 

vom 23.03.2000 wird ebensowenig wie im Bericht vom 23.03.1995 

und 08.01.1996 eine Lebererkrankung dokumentiert. In einem Be­

richt vom 13.12.1999 bezeichnet Dr. Heynen zwar einen erhöhten 

GPT-wert, wertete dies aber nur als "kontrollbedurftigen Be­

fund". WAhrend sich im Rahmen der Laboruntersuchungen fur das 

Gutachten Prof. Or. Buchters ein den Referenzbereich über­

schreitender GPT-Wert ergab wurde ein solcher im Rahmen der La­

boruntersuchungen tür das Gutachten Prof. Or. SChiele nicht 

festgestellt, so dass durch die Laboruntersuchung für das Gut­

achten Prof. Or. Buchter auch eine Erkrankung der Leber niCht 

gesichert iat. 
Im Rahmen der gutachtlichen Untersuchung durch Prof. Or. Nowak 

ersab sich computertomographisch kein Anhalt für einen Leber­

schaden. Erat im Rahmen einer Untersuchung der UniversitAtskli­

nik Würzburg vom 24.01.2003 (BeriCht vom 25.03.2003) wurde so­
nographisch eine masaiv diffuse Hepatopathie festgestellt. 

Hier zeigte sich nur eine leichtgradige Erhöhung des GPT-Wertes 

bei ansonsten unauffAlligen Laborbefunden . 
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Nachvollziehbar wertet Or . Schmidt in seinem Gutachten vom 

03.01.2006 im Verfahren L 19 R 153/0) diese Bef unde als Leber­
vergrOßerung ohne wesentliche Störung des Leberzellstoffwech­

sels. 

Gegen die Wahrscheinlichkeit eines wesentlichen Ursachenzussm­

menhang8 der erst 1m Jahre 2003 sonographisch festgestellten 

LebervergrOßerung spricht die lange Latenzzeit von ca. 21 bis 

25 Jahren seit Exposirionsende. So verneint auch Prof. 

Or. Buchter den Nachweis eines Ursachenzussmmenhanges im Sinne 

einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit insoweit unter Hinweis 

auf den zeitlichen Verlau f und die Befundkonste llation. 

Zudem kommt als Ursache erhOhter Leberwerte Alkoholkonsum und 

Adipositas in Betracht . Angaben des Klägers tiber nur geringen 

~lkoholkonsum sind insoweit zweifelhaft. So berichtete er 

selbst im Rahmen einer Untersuchung in der HNO_Universitätskli_ 

nik Wurzburg am 07 . 07. 1 981 über einen Verkehrsunfall in hochal­

koholisiertem Zustand. In der Akte des Arbeitsgerichtes Würz­

burg wird in einem Klageerwiderungsschreiben auf eine E-Mail­

Mitteilung der früheren Ehefrau des Klägers hingewiesen, wonach 

der Kläger zumindest bis 1996 regelmAßig große Mengen hochpro­

zentigen Alkohol (Whisky und Schnaps) konsumiert haben soll, 

was die Angaben des Klägers zweifelhaft erscheinen lässt. 

oer Kläger behauptet zudem, dass bei ihm seit mehr als 20 Jah­

ren eine Oupuytren'sche Kontraktur als Zeichen einer toxischen 

Leberschldigung vorliege. Abgesehen davon, dass keinerlei ärzt­

liche Unterlagen vorliegen, in denen eine entsprechende Erkran­

kung diagnostiziert ist, weist die von ihm zitierte Literatur­

stelle www.handchirurg-online.de/dupuy.htm gerade nicht auf ei­
nen Zusammenhang zwischen einem t ox ischen Leberschaden und ei­

ner Dupuytren'schen Kontraktur sondern zwischen einem Leber­

schaden nach Alkohglabusus und einer Dupuytren' sehen Kontraktur 

hin. 
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AuCh das Vorliegen einer Adipositas, die entgegen der Auffas­

sung des Kllgera schon für die Zeit vor seiner medikamentösen 

Therapie mit Cortison bestltigt ist. kann erhöhte Leberwerte 

nach sich ziehen. 
Or. Loytved stellte insoweit in seinem Gutachten vom 12.12.2002 

auch die Diagnose einer Fettstoffwechselstörung bei Adipositas 

11. 

Abgesehen davon besteht auch unter Berücksichtigung erhöhter 

Laborwerte und des Berichtes der Medizinischen Universit4takli­

nik vom 25.03.2003 kein Krankheitswert bezüglich einer Leberer­

krankung des Kligers. Dr . Schmidt weist insoweit auf eine nur 

geringgradige Erhöhung des GPT-Wertea bei sonst normalen Trana­

aminasen hin. So findet sich eine Lebererkrankung auch nicht in 

den von der Universit!tsklinik Würzburg im Bericht vom 

25.03.2003 bezeichneten Diagnosen. 
Bezügl ich der Milz wird in dem Bericht ausgeführt, dass unter 

BerUcksichtigung der Körpergröße keine pathologische Vergröße­

rung vorliegt. 

HKW können auch das Herz betreffen. Sie vermindern die Erre­

gungsreizschwelle des Herzens und erhöhen so seine Emp f indlich­

keit gegenüber Sympatikusreizen (Mehrtens/Brandenburg a.a.O. 
Nr. 4.2). Beim Kl6ger wurde zwar im Rahmen des station!ren Auf­

enthaltes im Kreilkrankenhaus Karlstadt vom 27.07.1984 bis 
06.08.1984 eine Störung der Erregungsausbreitung links prA­

cordia1 und ein kompletter Rechtsschenkelblock festgestellt, 

jedoch sprach nach dem Bericht des Kreiskrankenhauses Karlstadt 

(BI. 34 BG-Akte) das letzte EKG vom 30.07.1984 für ein WPW-Syn­

drom, worauf Prof. Dr. Schiele in seinem Gutachten zutreffend 

hinweist und welches eine anlagebedingte Störung darstellt, so 
dass auch insoweit der Nachweis eines wesentlichen Ursachenzu­

sammenhanges im Sinne einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit 

nicht erbracht ist. Abgesehen davon spricht auch die Bewertung 

der Cardiologen Dr. Zwerenz!Sauer im Bericht vom 25.05.2002 ge­

gen das Vorliegen einer derartigen Herzerkrankung. 1m dortigen 

Bericht wird die Diagnose eines Cor hypertonikum bei l!ngj!hri-



• 

- 27 -
SSU40/02 

ger Hypertonie gestellt. eie Medizinische UniveraitAtsklinik 

(Bericht vom 09 . 04 .2 003) und Or. Heynen (Bericht vom 

11.01.1996) f inden keinerlei pathologische Herzbefunde, 90 dass 

Dr. Heynen auch eine cardiale Ursache der Beschwerdesymptomatik 

des KI Agers in Form von Schweißausbrüchen und Herzschmerzen 
verneinte. Es ergaben sich auch in den gerichcsArztlichen Un­

tersuchungen Prof. Or. Schieies und Prof. Dr. Buchters keine 
pathologischen Herzbetunde im EKG wie ebensowenig in der gut­

achterlichen untersuchung des Neurologen Or. Molitor vom 

14 . 10 . 2003 für das Bayer. LSG im Verfahren L 18 SB 16/02, wo 

apezielle Herzfrequenzuntersuchungen stattfanden. 

Soweit im Rahmen der BK-Nr. 1302 eine Exposition von Lindan zu 

becUcksichtigen ware (bei Unterstellung einer relevanten Expo­

sit ionshöhe) und hierdurCh eine SchAdigung der Leber, motori­
sche Störungen oder eine Degeneration der Nerv~n zum Krank­

heitsbild gehören (Dr. Otto DISU Osnabrück -

www.gesundheitsamt.de) ist Zum einen auf die obigen Feststel­

lungen zu verweisen, zum anderen eine solche Erkrankung oder 

Symptomatik (wie motorische Störungen) nicht nachgewiesen, zum 

anderen (Degeneration der Nerven) die Berufskrankheit Nr. 1302 

nur subsidiär, soweit dies eine PNP oder ENCP betrifft. 

Auch die von Prof. Dr. Schiele genannten bei akuter Vergiftung 

mit Lindan assoziierten Krankheitsbilder (intestinale - zum 
Darmkanal gehörende -) Koliken, Diarrhoen, Durchfälle, Obstipa­

tion (Verstopfung) und Stomatitis (MundschleimhautentzQndung) 

sind beim Kläger nicht oder nicht zeitlich plausibel mit einer 

entsprechenden Lindanexposition dOkumentiert und nicht objekti­

viert . Sie werden im Obrigen auch nicht im Sinne einer Lang­

zeitwirkung bei einer Lindanexposition beschrieben (Dr. Ot t o 
a.a .O.). 
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Derartige abdominelle Beschwerden mit Bluterbrechen werden auch 

vom Neurologen Dr. Molitor im Gutachten vom 14.10 . 2003 nicht 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit einer (autonomen) PNP zu­

geordnet, da ein entlprechender isolierter Befall des Gastroin­

testrinaltraktes bei einer autonomen PNP nur selten vorliegt. 

Auch eine LeukAmie, die ala Folge einer Lindanexposition zumin­

deot bezüglich der Rilikoerhöhung zu diakutieren wäre (Dr. Otto 

a.a.O.) ist beim KIAger nicht nachgewieoen. 

Im Übrigen ergaben sich auch im Rahmen der gerichtsarztlichen 

Untersuchung durch Prof. Dr. Buchter laborchemiach keine erhöh­

ten spezifischen Immunglobulinwerte auf Lindan . 

Soweit Prof. Dr. Schiele eine Schädigung deo Nervus trigeminus 

(senaibier Geaichtsnerv) als bei einer akuten Vergiftung mit 

Tri assoziiertes Krankheitsbild benennt bzw . nach dem Merkblatt 

zur BK 1317 die PNP durch Triexpoaition durch pathologische Be­

funde des Nervus trigeminus im Gesicht gekennzeichnet ist, 

führt Prof. Dr. Schiele zutreffend aus, dass beim Kläger ledig­

lich einmal eine Occipitalisneuralgie im Jahre 1990 vorlag (Be­

richt Dr. Trott vom 03.11.1990), die aber schon im selben Jahr 

gemAß Bericht Dr. Trott vom 03.11.1990 abgeklungen war. Abgese­

hen davon, daS8 diese beim Kllger nach diesem Zeitpunkt nicht 
mehr festgeatellt wurde, fehlt es auch diesbezuglich an einem 

engen zeitliChen Zusammenhang zwischen der Lindan - oder Tri­

oder PCP-Exposition und einer Occipitalisneuralgie als Zeichen 

einer akuten Vergiftung. Als kAOQzeitwirkung ist diese Erkran­

kung bei einer Exposition von Tri niCht beschrieben (Mehr­

tena/Brandenburg, Die Berufskrankheitenverordnung (BKV) 

Nr. 1302 Nr. 4 H.). 

soweit Prof. Dr. Schiele auf "zentral nervöse Störungen" (Kopf­

achmerzen, hirnorganiache Störungen) als Krankheitsbild einer 

akuten Vergiftung mit Tri hinweiot, führt e r zutreffend aus, 

dass keine entaprechenden Wirkungen im zeit r aum der Expoaition 

au fgetret en (bzw. nachgewiesen) sind. Jedenfalls aind solche 
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Wirkungen (zeitnah) nicht durch entsprechende Arztberichte do­

kumentiert und objektiviert, wie sich auch aus dem AOK-Register 

aber die ArbeitsunfAhigkeitszeiten des Klägers im Zeitraum sei­

ner Ausbildungszeit ergibt. Auch Kopfschmerzen sind als Lang­

zeitwirkung einer Exposition von Tri nicht beschrieben (Mehr­

tens/Brandenburg a.a.O.). Hirnorganische störungen wAren unter 

die BK 1317 zu subsumieren. 

Abgesehen davon zeigten auch die biomonitorisChen Untersuchun­

gen außerhalb der gerichtsArztlichen Unt e r suchungen keine er­

höhten Giftstoffwerte (siehe auch Bericht Dr . Ohnsorge vom 

09.04.1996) . 

Auch eine BK 1310 liegt zur Überzeugung des Gerichts beim KIA­

ger nicht vor . 

Auch insoweit ist zum einen eine Erkr ankung, di~ durch PCP her­

vorgerufen werden kann, nicht nachgewiesen (Lebererkrankung, 

Chlorakne, Nierenerkrankung, Cardnome/Sarkome , Störung des Im­

munsystems, Bluterkrankungen) , zum anderen nicht mit hinrei­

chender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen, dass ein Ursachenzu­

sammenhang mit den beruflichen Expositionen besteht (Magen­

Darm-Blutung/-erkrankungen, Sinusitiden, Bluthochdruck), wobei 
das Gericht allerdings nicht die Auffassung Prof. Dr. Schiel es 

teilt, dass hierbei die nur kurze Zeitdauer einer PCP-Expositi­

on von ca. 6 Monaten ein wesentliches Kriterium gegen einen ur­

sachenzusammenhang darstellt. 

Als Langzeitwirkung der Exposition von PCP werden diskutiert, 

HautschAdigungen wie Chlorakne, neurologische Störungen und 

EinzelfAlle von AnAmie und Morbus Hodgkin, wobei ein Zusammen­

hang mit PCP meist nicht zwei!elsfrei festgestellt werden konn­

te (GSF-Forschungszentrum Info. umwelt www.gesundheitsamt.de). 

Tierexperimentielle Untersuchungen zeigten klare ZusammenhAnge 

bezüglich der kanzerogenen Wirkung von PCP bezüglich Tumoren 

des Nebennierenmarks. Daneben fanden sich vermehrt Lebertumore 

und Tumore des GefAßsystems und der Milz. (GSF Forschungszen-
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trum a.a.O.). pcp ist daher in die MAK-Liste Anschnitt 111 Ka­

tegorie 2 (Stoffe, die als krebserzeugend anzusehen sind und 

bei denen wegen hinreichender Ergebnisse aus Langzeittierversu­

chen bzw. Hinweisen aus Tierversuchen und epedemiologischen 

versuchen davon auszugehen iat. dass sie einen nennenswerten 

Beitrag zum Krebsrisiko haben) eingeordnet. 
Erkrankungen der Haut, Leber. Nieren oder Tumorerkrankungen im 

oben bezeichneten Sinne sind beim Kläger nicht nachgewiesen. 

Soweit er geltend macht, das von Prof. Dr. Schiele als Doppel­

kinn bzw. fettreichea Unterkieferhalsgewebe bezeichnete Gewebe 
aei ein Tumor und als solcher von Prof. Dr. Dieler diagnosti­

ziert und Weichteilsarcome seien typische Spätfolgen von PCP 
ist dies falsch . Prof. Dr . Dieler beschreibt in seinem Bericht 

vom 23.11.2004 ein kleines. nicht behandlungsbedürftiges Lipom. 
Ein solches aber ist im Gegensatz zu einem Sarcom ein gutarti­

ges Fettgeschwulst. OemgemAß sieht dies offensichtlich auch der 

gerichtsärztliche Sachverständige Prof. Dr. Buchter in seinem 

Gutachten nicht als Indiz für eine Berufserkrankung an. 

Ebensowenig ist nach den übereinst immenden Feststellungen Prof. 

Or. Schieies und prof. Dr. Buchters wie auch nach den Feststel­

lungen Prof. Dr. Nowaks im Verwaltungsverfahren eine Chlorakne 

beim Kläger nachgewieaen. 
Soweit Prof. Dr. Lehnert als mögliche PCP_induzierte Erkrankung 

auch die vom Kläger geltend gemachte Störung des Immunsystems 

oder die aus dem AOK-Register ersichtliChen Entzündungen der 

Schleimhaut des oberen Respirationstraktes (Sinusitiden/NNH­

Entzündungen) oder Bluterkrankungen bezeichnet, liegen zum ei­

nen keine gesicherten Erkenntnisse über einen entsprechenden 

UrsaChenzusammenhang vor, zum anderen ist ein Immundefekt ent­

sprechend dem Bericht der Universitätsklinik Wurzburg vom 

25.02.2003. der auch normale CD-4-CD-s-Ratio mit 1,3 ausweist. 

wie auch die vom Kläger geltend gemachte progressive systemi­

sche Sklerodermie (PSS) , nicht festgestellt. Diese liegt ent­

sprechend den Feststellungen im Gutachten Prof. Dr. Buchter we­

der nach Befundbeschreibung noch entsprechend der immunologi­

schen bzw. serologischen Untersuchung, wO ein qualitativ und 

quantitativ weitgehend normaler Immunstatus beSChrieben ist 



- 31 -
S 5 U 40/ 02 

(Bericht vom 06.07.2007) beim Kläger nicht vor. Inooweit geht 

~uch der Hinweis des Kllgers auf Vorliegen von SCL-70 Antikör­
per als NachweiS einer PSS ins Leere, ebenso wie sein Hinweis 

~uf das Vorliegen einer Dupuytren'schen Kontraktur in Verbin­

dung mit der PSS (8.0 . ) . Soweit der Kläger auf Symptome wie Ma­

gen-Darmblutungen, Slut im Stuhl, Speiser öhrene ntzündungen und 

Blutdruck hinweist, sind 801che weder als akute noch a18 LAng­

zeitwirkuogen im Sinne einer PCP-Exposition wie auch Tri- oder 

Dioxin- oder Lindanexposition beschrieben, s.o. und SO-Blatt 
für (Tri gemAS 91/155 EWG zuletzt gelndert durch 2001/38 EG) 

noch nach arbeit8medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisaen 

ein wesentlicher Ursachenzusammenhang nachgewiesen (Stellung­

nahme Prof. Dr. Nowak vom 27.09.2001) . 

Unabhängig davon sind entgegen dem Vorbringen des Klägers in 

neiner Stellungnahme gegen das Gut achten Prof . Dr. Schiele ent­
oprechende Symptome nicht berei ts Anfang der BOer Jahre und da­

mit zeitnah zur Exposition nachgewieaen. Im AOK:Register wird 

erstmals 19B6 über gastrointestinsle Beschwerden berichtet. Im 

Bericht Or. Lederer vom 08.01 .1 996 ist hierüber nichts berich­

tet. Ein positiver HAmaoccult (Nachweis geringer Mengen von 

Blut im Stuhl) und einer gastroskopisch nachgewiesenen Öso­

phagitis (SpeiserOhrenentzündung) mit floridem Ul cus oesophagei 

und eine Bulbitis ist erst im Bericht vom 05.03 . 1999 über eine 

Untersuchung vom 29,12.1994 beschrieben. Rezidivierende hyper­

tone Blutdruckwerte sind erst ab 22.12.1994 und davor einmal 

1989 nach einem "Kolaps mit Erbrechen " von Or. Lederer be­

schrieben. Ein Bericht Or. Lederers vom 19.02.2003 berichtet 

erst für den 09.12.1986 über "etwas Blut im St uhl " . Die Arztli­

chen Unterlagen Dr. Buhr enthalten insoweit keine Angaben. Der 

Urologe Dr. Eisen berichtet erat im Bericht vom 17.03.1998 uber 

Beschwerden im Sinne von Blut im Stuhl, findet aber keinen p"­

thologischen Befund. Ein Entlassungsbericht der Universitlts­

klinik würzburg vom 20.01.1999 berichtet erst fur 1999 uber 

entsprechende Beschwerden . "Masaive rektale Blutungen", wie sie 

der KIAger in seinen Einwendungen gegen das Gutachten Prof. Dr. 

Nowak behauptet , sind durch keinerlei Artzberichte objekti­

viert. Or. Loytved weist inaoweit in seinem Gutachten vom 
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12.12 .2002 darauf hin, dass größere Blutverluste entgegen den 

Schilderungen des Klägers nicht objekt i viert sind und der Hämo­

krit-Wert und die Anzahl der roten Blutkörperchen nach den La­

borbetunden im Normbereich lagen. Relevante Magen-Darmblutungen 
oder Blut im Stuhl im Sinne einer relevante n Erkrankung sind 

damit ebenso wenig nachgewiesen wie ein zeitlich plausibel im 

Zusammenhang mit einer HSM-Exposition e ingetre tener Bluthoch ­

druck . Die gsstroskopisch nachgewiesene Ösophagitis lässt sich 

zwanglos mit dem fes tgestellten Ulcus erklären . Die Symptome im 

Sinne von Sinusitiden sind erklärbar durch jahreszeitbedingte 

Erkältungen und die posi tiven Tests auf außerbe rufliche Aller­

gene wie Hausstaubmilben (s .o . ), wobei beim Kläger auch nach 

1982 zahlreiche Infekte beSchrieben sind (AQK Auskunft vom 

12.06 . 2001, BI. 863 BG-Akte), die Ösophagitis erklArt sich zu­

dem durch einen zur Refluxösophagitis führenden gastr06sophage­

alen Reflux von Magensaft in den unteren Teil des ösophagus 
(Pschyrembel , Klinisches Wörterbuch), Qber den tier Kläger auch 

im Rahmen der gerichtsärztlichen Untersuchung Prof. Dr. Schiele 

berichtete. Beschwerden wie "Bluterbrechen" wiederum erklären 

sich, wie Dr. Loytved im Gutachten vom 12.12 .2 002 ausfuhrt, 

durch die Ösophagitis. Beschwerden wie von Dr . Lederer als "et­

was Blut im Stuhl" beschrieben, erklären sich auch durch das 

von Dr . Lederer diagnostizierte Ulcus ösophagiti (Bericht vom 
05.03 .1 999) , aber auch auf ein beim Kläger festgestelltes Hä­

morrhoidalleiden, wie Dr. Loytved im Gutachten vom 12.12.2002 

ausführt, unter Hinweis auf das AOK-Register und den Bericht 
Dr. Eisen vom 17.03.1998, Oberbauchbeschwerden erklären sich 

durch ein in der Universitätsklinik Würzburg festgestelltes 

1,5 cm großes Konkretment in der Gallenblase (Bericht vom 

25.03.2003) . Darmbeschwerden lassen sich auch durch die Atopie 

sowie, so Dr. Loytved, aus dem Ernährungsverhalten und der Rau­

cheranamnese des KIAgers erklären. 
Soweit Prof. Dr. Schiele über Studien berichtet, die eine sen­

sible PNP als Krankheitsfolge einer PCP-Exposition beschreiben 

und die teilweise t.F.v . Chlorakne auftritt, i ... t zum einen 

Chlorakne nicht nachgewiesen, zum anderen iSt auf eine PNP im 

Rahmen der BK 1317 als lex spezialis einzugehen. 



• 33 • 
S 5 U 40/02 

Bezuglieh sonstiger neurologischer Störungen ist eine periphere 
neurotoxische Wirkung von Tri, Dioxin oder Lindan nicht gesi­

chert. 

Bezüglich der vom Kläger geltend gemachten 8xpOsition von Di­

oxinen/Puranen ergi bt sich bei Unterstellung e i ner entsprechen­
den relevanten Belastung folgendes: 

Eine carcinogene Wirkung wird insoweit zwar diskutiert (Dr. Ot­

tO a.a.O.), beim Kläger wurde eine solche aber nicht festge­

stellt. Die einzige bei Menschen als gesichert angesehene Wir­
kung ist die Chlorakne (Dr . Otto a.a.O.), welche aber beim KIA­

ger nicht festgestellt ist. "Beschrieben ' sind auch u.a. Leber­

funktionsstörungen, coronare Herzkrankheit (beides liegt beim 

KlAger nicht vor s.o . ) . Kopfschmerzen, Neuropathien (was bezüg­

lich der BK 1317 als lex spezialis zu behandeln ist). Reizer­

scheinungen am Magen und Oarmbeachwerden (die zeitnah nicht do­

kumentiert sind) sowie den Konjunktiven und den Atemwegen. Oie 

dafür erforderlichen Mengen liegen im mg-Bereic~ (Dr. Otto 
a.a.O.), was beim Kläger ni cht nachgewiesen ist. Zudem wurde 

auch eine Belastung mit Dioxinen und Furanen im Rahmen der hu­

manbiomonitorischen Untersuchungen beim Kläger nicht festge­

stellt. 

Im Übrigen sind entsprechende Krankheitsbilder für Dioxine/Fu­
rane nicht gesichert, so dass ein Ursachenzusammenhang entspre­

chender Beschwerden nicht mit hinreiche~der Wahrscheinlichkeit 

nachgewiesen ist. Als konkurri e rende Ursache liegt zudem für 

eine Vielzahl dieser geltend gemachten Beschwerden auch der Ta­

bakkonsum des Klägers sowie eine Atopie vOr . 

Auch das Vorliegen einer Berufskrankheit Nr . 1317 der Anlage 

zur BKV (PNP oder ENCP, verursacht durch organische Lösemittel) 

ist beim KIAger zur Überzeugung des GeriChtes nicht nachgewie­

sen, Ein entsprechendes Krankheit 'bild ist zum einen weder im 

Sinne eines Vollbeweises nachgewiesen (ENCP), noch ist ein we ­

sentlicher Ursachenzusammenhang bezüglich einer PNP oder ENCP 

mit der beruflichen Exposition des Klägers mit hinreiChender 

Wahrscheinlichkeit nachgewiesen. 

• 
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Das Krankheitsbild einer PNP im Sinne der BK- Nr. 1317 ist nach 

dem amtlichen Merkblatt zur BK 1317 eine symmetrisch-distale, 

arm- und beinbetonte sensible, motorische oder sensomotorische 

(hier hat der KIAger zu Unrecht moniert, dass Prof. Dr. Schiele 

das Merkblatt nicht richtig zitiere ) Störung (anderer Ansicht 

BK-Report S. 124: Rein motorische PNP ist (ur lösemittelverur­

sachte PNP untypisch). Das amtliche Merkblatt bezeichnet aus­

drucklich auf S. 3 rein motorische oder autonome PNP als nicht 

neurotoxisch. Dagegen scheinbar widersprUchlich auf S. 2 moto­

rische AusfAlle als neurotoxisch. 
Nach den Feststellungen Prof. Dr. Schieies ist beim Kläger zwar 

keine sensomotorische PNP, aber eine distale, symmetrische 

beinbetonte sensible PNP beSChrieben (wohl falsch Dr. Loytved, 

der eine asy~tri8che und sensomotorische PNP annimmt und wohl 

unkrit isch die nicht durch entsprechende Befunde belegte Dia­

gnose des MDK-Gutachtens vom 21.10.2002 ubernimmt). I'fI Gutach­

ten Prof. Dr. Brand wurde erstmals eine axonale .beinbetonte 

Schädigung beschrieben. Durch Dr. Samtleben wurde bezüglich der 

Arme eine regelgerechte Nervenleitgeschwindigkeit (NLG) festge­

stellt (Bericht vom 29.03.2002). Im Gutachten Dr. Holitor lagen 

keine so eindeutigen Befunde vor, BO dass dieser lediglich die 

Diagnose eines ·PNP-Syndroma" stellte. Im Rahmen einer Untersu­

chung in der UniversitAtsklinik würzburg vom 13.04.2004 ergab 
sich gar ein klinischer und neurophysiologisch unauffälliger 

Unrersuchungsbefund. Auch neurophysiologische werte im Rahmen 
einer Untersuchung durch den Nervenarzt Dr. Städt (Bericht vom 

12.08.2004) waren nicht eindeutig. Streng genommen wurde beim 

Kläger auch keine die distalen Abschnitte der ExtremitAten be­

treffende Symptomatik, also die Fußsohlen, Zehenspitzen, Fin­

gerspitzen und Handflächen betreffend, wie sie im BK-Report 

S. 114 als typisch für eine toxische PNP beschrieben ist, fest­

gestellt. Auffällig sind auch die wiederholt festgestellten 
weitgehend unauffälligen elektrophysiologischen und klinischen 

Befunde (Gutachten Prof. Dr. Brand); klinisch k.eine Lähmungen 

oder Muskelatrophien (Gutachten Dr. Molitor) , insbesondere be-
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züglich Messung der NLG (sensibel und motorisch) der Nerven der 

Beine (Dr. Samtleben und Universitätsklinik Würzburg s.o.) im 

Gegensatz zu den vom Kläger angegebenen Beschwerden im Sinne 

von Missempfindungen und Sensibilitätsstörungen und teilweise 

Paresen der Arme und Beine. 
So wies auch die universitätsklinik Würzburg in ihrem Bericht 

vom 13.04.2004 auf eine Diskrepanz der viel faltigen Beschwerden 

des Klägers und demonstrierten Paresen der Finger im Gegensatz 

zu den neurophysiologisch und klinisch unauffälligen Befunden 

und auch auf die objektive Diskrepanz zwischen den vom Kläger 

demonstrierten Paresen der Fingerbeuger und Fingerspreizer und 

der guten funktionsfähigkeit beim Schuhebinden hin. 

Nicht nur insoweit ergibt sich der Eindruck einer gewissen Ag­

gravation im Hinblick auf das von Prof. Dr . Schiele im Gutach­

ten bezeichnete "erhebliche oetailwissen" zU den diagnostischen 

Kriterien bezüglich gefahrstoffinduzierter Erkrankungen. Dieser 

Eindruck wird auch bestätigt durch die mit zuneAmender Verfah­
rensdauer und Untersuchungserfahrung des Klägers sich ändernden 

Beschwerdeangaben im Rahmen der gutachtlichen Untersuchungen. 

So wurden im Rahmen der gutachtlichen Untersuchung Prof. 

Dr. Lehnert noch keine Beschwerden im Sinne von PNP/ENCP be­

schrieben. und erst zusätzlich im Sinne von PNP (Taubheitsge­
fühl in den Extremitäten) oder im Sinne der BK 1302 (Herzrhyth­

musstörungen) im Schreiben vom 28.11.1996 nachgeschoben. 

Die Einwendungen des Klägers gegen das Gutachten Prof. 

Dr. Schiele bezüglich des vorliegens einer autonomen polyneuro­

pathie liegen neben der Sache. 
So verweist er auf eine Textstelle im Klinischen Wörterbuch 

Pschyrembel, die gerade im Gegensatz zur Auffassung des Klägers 

belegt, dals der von ihm beschriebene im Rahmen der ge­

richtsärztlichen Untersuchung Prof. Dr. Schiele aufgetretene 
rote Dermographismus gerade keine neurovegetative Dysregulation 

als Ursache hat. 
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Die neurovegetative Dysregulation (die zu einem weißen Dermo­

graphismus führt) meint auch keine Erkrankung im Sinne einer 

autonomen Neuropathie, sondern eine Reizung die Hautneryen be­

t r effend und ein "ausgepragter Dermographismus ruber et ele­

vatus· und eine Urticaria Factitia (UF) sind gerade keine ver­

schiedenen GesundheitsstOrungen (Pschyrembel : UF : Urticarieller 

Dermographismus ruber (Dermographismus elevatus) infolge mecha­

nisch ausgelOster Freisetzung von Histamin; Dermographismus ru­

her (ROtung infolge Vasodilladation; Dermographismus elevatus: 

Urticarieller Dermographiamus ruber mit Bildung einer Quaddel­

leiste bei UF; als Ätiologie wird eine Freisetzung von Histamin 

und !hnlichen Substanzen aus den Mastzellen durch physikalische 

Einflusse oder allergische Mechanismen ( lgE -vermittel t er 

anaphylaktischer Reaktionstyp der Allergie) bezeichnet. 

Unabhängig davon ware nach dem Merkblatt BK 1317 S. 4 eine Ver­

ursachung der Erkrankung durch UOsemittel bei einer autonomen 

Neuropathie weitgehend ausgeschl~Bsen. 

Ein wesentlicher Ursachenzusammenhang einer PNP oder eines PNP­

Syndroms durch eine Exposition von Hexacarbonen (soweit man ei­

ne relevante Exposition unterstellt) ist unter Berücksichtigung 

der Feststellungen des gerichtsArzt lichen Sachverständigen 
Prof. Dr. Schiele nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

nachgewiesen . 
Gemäß den Ausführungen des gerichtsärztlichen Sachverständigen 

ist das Krankheitsbild einer Nervenschädigung durch N-Hexan be­

stimmt durch einen Übergang von Gefühlsstörungen mit zusatzli­

chen motorischen Paresen. 
Ein derartiges Krankheitsbild ist im vorliegenden Fall nicht 

nachgewiesen, zumal motorische Paresen beim Kläger nicht objek­

tiviert wurden. Zudem sprechen auch die unauffälligen Laborwer­

te im Rahmen der humanbiomonitorischen Untersuchungen gegen ei­

nen Ursachenzusammenhang einer PNP mit einer Einwirkung von 

Hexacarbonen. 
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Insbesondere aber spricht insoweit auch der zeitliche Verlauf 

der beim Kläger bestehenden PNP bzw. des PNP - Syndroms gegen ei­

nen wesentlichen Ursachenzusammenhang mit der beruflichen Expo­

sition . 

Nach dem Merkblatt BK 1317 entwickelt sich eine lösemittelbe­

dingte PNP in der Regel in engem zeitlichen Zusammenhang mit 

beruflicher Lösemittelexposition . Auch im BK-Report wird darauf 

hingewiesen, dass grundsätzlich ein enger zeitlicher Zusammen­

hang zwischen der krankmachenden Exposition und dem Krankheits­

beginn (Entwicklung der Krankheit während oder kurz nach der 

beruflichen Exposition) besteht (a .a .O. S . 129). Nach dem Merk­

blatt zur BK 1317 ist in Einzelfällen auch 2 bis 3 Monate nach 

Beendigung der Exposition erstmals die Diagnose einer PNP mög ­

lich. 

Im vorliegenden Fall wurde die Diagnose einer PNP erstmals im 

Gutachten Prof. Dr. Brand vOm 14 . 02.2001 (Untersuchung vom 
30.11.2000) gestellt. 

Aus den zuvor durchgefuhrten neurologischen Untersuchungen des 
Klägers und der sonstigen vorliegenden Befunddokumentation ist 

eine entsprechende Erkrankung und ein fruherer Erkrankungszeit­

punkt nicht nachgewiesen, was der gerichtsärztliche Sachver­

ständige Prof. Dr. Buchter völlig verkennt, wenn er allein die 

anamnestischen Angaben des Klägers zugrunde legt und unter der 
Annahme einer Verkennung von zeitnahen Symptomen im Sinne einer 

PNP den Umkehrschluss eines Nachweises zieht. 

Zu Recht weist Prof . Dr. SChiele (wie auch Dr. Loytved) darauf 

hin, dass die Dokumentation durch das AOK-Register, die Arztbe­

richte und auch die Unterlagen des Kreiswehrersatzamtes zeitna­

he Symptome im Sinne einer PNP widerlegen, da weder anamne­

stisch, noch durch objektive Befunddokumentation uber entspre ­

Chende Symptome im Sinne einer PNP berichtet wird. Außer einer 

Commotio cerebri nach einer Schlägerei und einem Schleudert rau ­

ma nach einem Verkehrsunfall sowie einer Pflasterallergie und 

einer Sehachwäche links ist in den Unterlagen des Kreiswehrer­

satzamtes weder bei der EinstellungsuntersuChung, noch bei der 

Entlassungsuntersuchung eine entsprechende Symptomatik vom Klä­

ger berichtet noch beim Kläger festgestellt worden. 
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Auch aUB den Berichten des Nervenarztes Dr . Trott (Untersuchun­

gen vom 26.07.1989 und 31.07.1969) und der Nervenlrztin Dr . 

Bittksu (Untersuchung sm 17.11 .1994) ergeben sich regelgerechce 

neurologische Befunde und anamnestisch keine Angaben über zeit­

nahe Beschwerden im Sinne einer neurologischen Erkrankung des 

KlAgen. 

Der Klager verweist Buf das von or. Trott im Bericht vom 

13.11.1990 diagnostizierte Carpalcunnelsyndrom rechts ale Hin­

weis auf eine Symptomatik für eine PNP. Auch hieraus ist jedoch 

ein wesentlicher Ursachenzusammenhang einer beim Kläger beste­

henden PNP mit der beruflichen LOsemit telexpos ition des Kllgers 

nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ableitbar. Das Car­

paltunnelayndrom ist eine Druckschldigung des Nervus medianus. 

Es ist nicht medizinisch-wissenachaftlich gesichert, dass die­

ses durch eine toxische Einwirkung entsteht. Ursache ist 1n der 
Regel eine Hyperplasie (verdickung _ Chronische Sinuvitls) bzw. 

eine fibröse Beugesehnenscheide (Schönberger, Mehrtens, Valen­

tin, a.a.O. S. 636) und eine Vermehrung des Carpalveneninhalts 

durch anatomische Veränderungen, krankhafte Raumforderungen im 

Carpalcanal auch durch rheumatische Erkrankungen, wobei zu be­

achten ist, dass beim Kläger laut Bericht Dr. Lederer vom 

20.09.1999 die Diagnose eines Verdachtes auf rheumat ische Er­
krankungen bei rezidivierender Arthritis gestellt wurde und von 

Dr. Lederer auch im Zeitraum vom 10.06 .1 980 bis 0).02.200) 

mehrlach liber Gelenkbeschwerden des Klägers berichtet wurde, 

aowie im Kreiskrankenhaus Karlstadt im Rahmen des stationären 

Aufenthaltes 1984 auf eine positive Rheumaserologie hingewiesen 

wurde. Bin Carpaltunnelsyndrom kann auch durch Infektionen 

(Sch6nberger, Mehrtens, Valentin a.a.O. S. 637) oder auch dege­

nerative Veränderungen oder Entziindungen oder bestimmte manuel­

le Belastungen (www.handchirurg-online.de) eintreten. 
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Abgesehen davon würde such die nur einseit ige (rechts) beste­
hende Diagnose b~w. eine nur rechts festgestellte Verminderung 

der Nervenleitgeschwindigkeit selbst bei fehlender inv8siver 

Messung der Nervenleitgeschwindigkeit, die vom KlAger gegenüber 

Prof. Or. Nowak bemlngelt wurde, gegen eine tOKische Verur­

s8chung sprechen, weil nicht erkl!r~r wäre, weshalb die 

toxische Einwirkung nur einseitig wirken Bollte. Hierauf weisen 

Prof. Or. Nowak und Prof. Or. Schiele 2utreffend hin. 
~uch soweit der KIAger dss Vorliegen einer Periarthritis humero 

scapularia (PHS) als Hinweis für eine PNP geltend macht, geht 

dies fehl. Es gibt keine gesicherten medizinisch-wissenschaft­

lichen Erkenntnisse dafür, dass e ine PHS (Synonym : Schulter­

teilsteife oder degenerativer Rotatorenmanschettendefekt s. 

SchOnberger. Mehrtens . Valentin. a .a. O. S. 512) durch eine Ex­
position toxischer Stoffe verursacht wird (s. zu den Ursachen 

auch SchOnberger . Mehrtens. valentin, a .a.O. S. 505). Als Ursa ­

che wird vielmehr eine Überbeanspruchung der Sehne gesehen. Im 

Übrigen wAre auch insoweit die Einseitigkeit der Erkrankung bei 

einer toxischen Verursachung nicht erklärlich . 

zeitnah zur Exposition oder zum Exposltionsende bestehende Er­

krankungen oder Symptome im Sinne einer PNP sind auch im Übri­

gen nicht nachgewiesen. Der KIAger macht geltend, dass zeitnah 

schon während der Ausbildung mehrfach massive Gelenkbeschwerden 

aufgetreten und von Dr. Buhr ohne Erfolg behandelt worden wA­

ren, die nach heutigen Kriterien als PNP diagnostiziert würden. 

Diese Behauptung ist nicht durch entsprechende Befunddokumenta­

tion nachgewiesen. Auch der Bericht Dr. Buhr bestätigt dies 

nicht. Laut Karteikartenauszug wird vielmehr des Ofteren über 

Prellungen und Stürze berichtet. Der Bericht Dr. Schwedhelm, 

der den KIAger wegen Kniegelenks-, Handgelenks - und WirbelsAu­

lenbeschwerden behandelte. weist die Diagnose einer initialen 

Gonarthrose (rOntgenologiech gesichert). eines HWS-Syndroms, 

eines beginnenden Verschleißes im distalen Radio-Ulnargelenk 
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bei Minusvariante. also anlagebedingter veränderung der ulna. 

eine Chondropathia beidoeits und eine Insertionstendinose des 
Muskuluo trizepo oowie FreikOrper im Sinne einer Osteochondro­

oio dissecans und damit allesamt Diagnosen ohne jeglichen Bezug 

zu einer PNP aus. 
Eine Schwellung des rechten Handgelenkes ergab sich 110m 

10.06.1980 nach einem Sturzereignis. 
Auch anamne.tisch wird über Beschwerden im Sinne einer PNP 
erstmals 1996 durch Or . Ohnsorge im Sinne von SensibilitAtsstO­

rungen berichtet, worauf Dr. Loytved zutreffend hinweist. Die­

ser weist auch darauf hin, dass im Rahmen seiner Untersuchung 

der KIAger zunAchst angsb, dass erst 1997 Beschwerden an den 

Bei nen begonnen hAtten, wAhrend er in einem späteren Telefonge­

sprAch dies dahingehend korrigierte, dass er bereits in der 

Lehrzei t entsprechende Symptome hatte . Diese (widersprüchli­
chen) Angaben des KIAgers si nd nicht durch objektive Befunddo­

kumentationen nachgewiesen, ~orauf auch Dr . Loytved unter Be­

zugnahme auf das AQK-Register und die ärzt lichen Befundberichte 

und Berichte des Kreiswehrersatzamtes zutreffend hinweiot. Auch 

der Bericht Dr. Lederer vorn 19 . 02 .2 003 weist nur dif f use Be­

schwerden für den Zeitraum Dezember 1994 bis Mai 2001, nicht 

aber solche im Sinne einer PNP aus. Zu Recht weist auch Prof. 

Dr. Schiele auf die unterschiedlichen Angaben des Klägers im 

Verlauf der letzten zehn Jahre zu Art und Beginn seiner Be­

schwerden hin. 
Der Hinweis des KIAgers auf Fehler Prof. Dr . Schieies bezüglich 

der DGAUM-Studie von BOckelmann und Pfister ist falsch. Die 

Feststellungen Prof. Dr. Schiel es entsprechen vielmehr dem 

Merkblatt Seite 3, wo eine autonome PNP (die ohnehin beim KIA­

ger nicht festgestellt ist) als nichtneurotoxisch bezeichnet 

wird. 
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Dass die zeitliche Latenz zwischen Exposieionsende und Eintritt 
einer PNP spricht, iet auch im Merkblatt Seite 3 ausdrücklich 

beschrieben und der Hinweis des KlAgers auf die Notwendigkeit 

einer zielgerichteten Suche von Nervenschäden und sein Beleg 
aus der von ihm zitierten Studie, dass 16semi t telbedingte PNP'B 

über viele Jahre unerkannt vorliegen können, ersetzt nicht den 
notwendigen Nachweis des Vorliegens einer PNP tur einen exposi­

tionsnahen Zeitraum. 
Auch soweit der KIAger Störungen des autonomen vegetativen Ner­

vensystems des Herzens anführt, weist Prof. Dr. SChiele zu 

Recht auf die insoweit unauf f illigen Befunde, insbesondere auch 

der Universitltaklinik Würzburg vom 09 . 04 . 2003 hin . Der KIAger 

~itiert hier den gerichtsar~tl ichen Sachverständigen auch 

falach. Dieser verneint lediglich einen über Jahr e a blaufenden 

Übergang einer ~unAchst autonomen PNP in eine progrediente pe­

riphere Neuropathie mit dem Hinweis auf das Merkblatt und 

spricht in diesem ZUSAmmenhang nicht über autonome Störungen 

des Herzrhythmus , sondern verneint (zu Recht) den Nachwe i s ei­

ner Autonomen PNP beim KlAger mangels Vorliegen der entspre­

chenden Leitsymptome, die er zutreffend verneint . Unabhängig 

davon sind im Gutachten Dr. Molitor vom 14 . 10 . 2003 Befunde be­

züglich des Herz-Kreislaufes im Sinne einer autonomen PNP nicht 

festgestellt worden. Herzinfarkte, wie sie der Kläger im 

Schriftsatz vom 17.02.2005 in diesem Verfahren sowie im 

Schriftsatz vom 28.02.2005 an das LSG Bayern im Verfahren L 18 

SB 16/02 geltend gemacht hat, sind weder durch die dort vom 

KIAgerbevollmAchtigten genannten Berichte Dr. Beetz und 

Dr. Ruppert, noch sonlt irgendwo objektiviert . 

Dass der KIAger Prellungen wegen Gefühlsschwache der Beine er­

litten haben soll, 1st abwegig. Zutreffend weist Prof. 

Dr. Schiele darauf hin, dals in der späteren Ausbildungszeit 

des KIIgere keine entsprechenden AU-Zeiten vorlagen und dies 

von einer gewissen Brfahrung im RAhmen der Lehrzeit zeugt. 
Zudem traten die geltend gemachten Prellungen überwiegend nAch 

Unf&llen, wie Treppensturz oder - wie auch später bei der Bun­

deswehr - wegen SchlAgerei ein. 
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Auch der Hinweis dee KlAgere ~u! maesive WirbelsAulenbeschwer­

den in Verbindung mit Befunden, die auf eine PNP hinweisen wür­

den, liegen neben der S~che. Gegen einen derartigen Zusammen­

hang epricht, dass die überwAltigende Zahl von Erkrankten in 

der Bevölkerung mit WirbelsAulen-/Bandscheibenerkrankungen an 

einer entsprechenden Erkrankung leiden, ohne je einer to~iechen 

Belastung ausgesetzt gewesen zu sein. Die von ihm zitierte Auf­

f~sBung Pro!. Dr. HUBstedts, BandBcheibenvorfalldiagnosen Beien 

oft Fehldiagnoeen und tatsAchlich Folgen einer PNP, kann zum 
einen nur ale Außenseitermeinung betrachtet werden, zum anderen 

ist ein Bandecheibenvorfall beim KlAger computert omographiech 
mit CT vom 27.11.1996 gesichert und insoweit eine Fehldiagnoee 

nicht gegeben. Auch der Hinweie des KlAgers auf sonstige in der 

zeit wAhrend seines Aufenthaltes in der JVA auf getretener Be­

schwerden als Hinweis auf das Vorliegen einer PNP bzw . autono­
men PNP geht fehl. Oie vom K1Ager insoweit dargelegten diffusen 

Beschwerden, bestehen in der Befunddokumentation der JVA über­

wiegend aus Beschwerdeangaben des KlAgers, wobei fast alle ent­

sprechenden Beschwerden nicht unter die Diagnosekriterien einer 

PNP zu subsumieren sind (BK-Report S . 114) und durch die inso­

weit erfolgten Arztlichen Untersuchungen nicht Objektiviert 

wurden. Da sie zudem den Zeitraum 1997/1998 betreffen, ist in­

soweit auch eine zeitnahe Symptomatik mit Beendigung der E~po­

sition nIcht nachgewiesen. 
Auch soweit der KIAger auf ein StandardwerK von Heidisch und 

Bayer hinweist, hat er den gerichtsArzt lichen SachverstAndigen 

Prof. Dr. Schiele falsch zitiert. Dieser spricht nur von "ge­

ringen Parallelen" zwischen der symptomaufzAhlung im Standard­

werk und den "nachgewiesenen" Symptomen des KlAgers in der Aus­

bildungszeit. Für diese Zeit sind tatsächlich die von Heldisch 

und Bayer beSChriebenen symptome nicht durch objektiv dokumen­

tierte Befunde nachgewiesen. 
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Ein Nachweis eines wesentlichen Ursachenzusammenhangea allein 

dadurch, dass eine axonale ?NP vorliegt, ist e n tgegen dem Hin' 

weis des Kl6ger. auf eine ABMF·Leitlinie nicht gegeben. Die 

Ausführungen Prof. Dr. Schiel es insowei t sind uberzeugend . Zu· 

dem müsste auch bei einer axonalen PNP eine zeitnahe Symptoms· 

tik vorliegen, die im vorliegenden Fall ni cht nachgewiesen ist. 

Einer Anerkennung einer ENCP als Berufskr ankheit Nr. 1311 steht 

im vorliegenden Fall entgegen, dass eine solche nicht im Sinne 

des Vollbeweises nachgewiesen ist und im Übrigen auch ein we· 

aentlicher Ursachenzusammenhang ni cht mit hinreichender Wahr' 

scheinlichkeit nachgewiesen ist. 

8ine 8Nep ist beim KIAger nicht mit der notwend igen an Sicher· 

heit grenzenden Wahrscheinlichkeit nachgewiesen. Als ENep (Syn­

onym: Pseudoneurastenisches oder organisches Psychosyndrom , or· 

ganische Hirnleistungsschw!\che , Hirnfunktionsstörung, · organi. 

sche Wesens!\nderung , cerebrale Insuffizienz, Demenz (siehe 

Schönberger, Mehrt ens , Valentin s .s. O. S. 324 , 332, BK- Repor t 

S . 115) werden nichtentzündliche Erkrankungen oder Sch6digungen 

des Gehirns unterschiedlicher Genese bezei chnet (BK-Report 

S . 114). Die ENCP 1st streng genommen ein Oberbegriff für 

StrukturschAdigungen und Funktionsstörungen des Gehirns. Das 

Krankheitsbild enthAlt sls Kernsymptome verminderte Konzentra­

tionsf6higkeit, Merkschw!\che, Schwierigkei ten beim Erfassen und 

Behalten von Informationen, Antriebs - und ,Affekt störungen mit 

Nachlassen von Initiativen, Reizbarkeit, Verstimmungszustlnde, 

VerAnderung der Primlrper sönlichkeit, außergewöhnliche EtmUd­

barkeit oder rasche Erschöpfbarkeit (BK-Report S. 115) . Oiffe­

renzialdiagnostlsch wird unter anderem auf affektive Störungen 

(früher endogene Depressionen ) und somat oforme störungen (frü­

her psychosomatische Erkrankungen), alkoholtoxische Encephalo­

pathien, endogene tox ische Encephalopathien, traumat ische Psy­

chosyndrome, Affektpsychosen und neurotische Fehlentwicklungen 

hingewiesen (Merkblatt S. 5 ; BK · Report S . 116). 
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Diagnosekriterien einer ENep sind der Nachweis typischer Kern­
symptome, die nicht aut andere Ursachen zurückgeführt werden 

können, typische kognitive Leistungsdefizite, typische Zeichen 

von organisch bedingten atfektiven Störungen, der Nachweis von 

Tremor, Ataxie und Koordinationsstörungen (BK- Report S. 128). 

Das Gericht folgt der Bewertung Prof. Dr. Schieles, dass nur 
ein psychometrischer Verdacht auf das Vorliegen einer ENCP beim 

Kläger bei klinisch unauffälligem Befund gegeben ist. So ergab 

sich im Rahmen der gerichtsärztlichen Untersuchungen Prof. 

Dr . Schiele und Pro!. Dr. Buchter bei der körperlichen Untersu­

chung kein Nachweis eines Tremors, einer Ataxie oder von Koor­

dinationsstörungen und bei der orientierenden psychometrischen 

Untetsuchung sowohl positive Ergebnisse im MWT-B-Test und 

schlechtere Ergebnisse im Pragebogen Q 16. Eine entsprechende 

Untersuchung durch Prof. Or. Suchter fand nicht statt, Im Rah­

men der gutachtlichen Untersuchung Prof . Dr. Brand ergaben sich 

keine Hinweise auf eine ENCP. Oie erste dokumentierte nerven­

ärztl i che Untersuchung Dr. Trott vom 26.07.1989 beschreibt kei­

nerlei pathologische Befunde bezüglich Psyche, Stimmung, Denken 

und Antriebsverhalten des Klägers. 
Dr. Trott berichtet nur über ein starkes Schwitzen und anamne­

stisch ein Schwarzwerden vor Augen und Schwindelgefühl (was 

keine ENCP-typischen Symptome darstellt) bei zwei Wochen vorher 

erfolgtem Schädel-Hirn-Trauma, nachdem ein Maßkrug den Kläger 
am Kopf getroffen hatte. Das EEG war jedoch unau ffä llig, wie 

auch bei der Untersuchung durch Dr. Bittkau . 

Soweit der Kläger behauptet, die BEG-Befunde Dr. Trott und 

Dr. Bittkau seien nicht ganz regelgerecht gewesen, ist dies 

mangels vorliegens entsprechender zeitnah zur Exposition beste­

hender Befunde unbeachtlich. Unabhängig davon ist diese Behaup­

tung auch nicht nachgewiesen. Vielmehr widersprechen die ae­

richte Or. Trotts und Or. Bittkaus dieser Auffassung, indem 
dort ausdrücklich regelgerechte und altersentsprechende normale 

EEG-Werte beschrieben werden, Auch die Behauptung des Klägers, 

grenzwertige Alpha-Bandwellen (8 bis 13 Hz) und Theta-Bandwel­

len (4 bis 7 Hz) wAren typisch für eine toxische ENCP, ist 
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nicht nachzuvollziehen. Die von ihm zi t ierten Fundsteilen aus 

dem American journal of industria! medizine Nr . 37 (2000) S. 44 

bis 61 enthalten ebensQwenig einen Hinweis darauf - dort ist 

nur erwlhnt, dass primAr differenzierte niedrige Muster charak­

teristisch sind _ wie das Guidelines for neurotoxicity risk aB­

sessment (siehe S. 30 dort) unabhlngig davon, dass grenzwertige 

Alpha- und Theta-Bandwellen nirgendwo dokument i ert sind. 

Durch Dr. Bittkau wird erst 1994 anamnestisch Uber eine Kenzen­

trationsminderung, allerdings auch uber Vorliegen finanzieller 

Probleme, Scheidung. Lohnpflndungen und eine zwei Monate zuvor 

stattgehabte SchlAgerei. also erhebliche psychosoziale Proble­

me, berichtet, so dass aie (folgericht ig) die Diagnose eines 

Zustandes nach Sch!del-Hirntrauma und Somatisierung trifft. Im 

Gutachten Prof. Dr. Brand (Untersuchung vOm 30.11 . 2000) wird 

eine Diskrepan~ ~wischen der Angabe von Konzentrationsstörungen 

und dem klin1achen Befund beschrieben , e benso wie im Gutachten 

Prof. Dr. Nowak. Dr . Loytved bestltigt in seinem Gutachten vom 

12.12.2002, dass auch im Rahmen seiner Untersuchung nicht der 

Eindruck von Konzentrations- oder Merkschwache, Auf f assungs­

schwierigkeiten und Denkstörungen bestand . Auch der im Gutach­

ten Dr. Molitor vom 14.10.2003 beschriebene psychische Befund 

spricht gegen das Vorliegen einer hirnorganischen Störung im 

Sinne einer ENCP. 
Erst eine teatpaychologische Untersuchung im Krankenhaus fur 

Psychiatrie, Psychotherapie und Neurologie Lohr im Dezember 
2004 erbrachte die Diagnose eines leichten hirnorganischen Psy­

chosyndroma im Bericht des Klinikums Main-Spessart vom 

30.03.2006, die allerdings durch einen Bericht des Klinikums 

Main-Spesaart mit gleichem Datum, wo die Diagnose einer Konzen­

trations- und Gedlchtnisstörung bei Verdacht auf soroatoforme 
Störung gestellt wird, relativiert wird. Tat s!chlich werden 

auch im Rahmen der psychometrischen Untersuchung des Klinikums 

Main-Spessart 2006 nur be~uglich der Reaktionsgeschwindigkeit 
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auf einfache vi.uelle Reize unterdurchschnittliche Leistungen, 

dagegen in der .elektiven und geteilten Aufmerksamkeit normale 

Leistungen und bei der Vorgabe von verbalem Material zwar unter 

der mittleren Norm liegende Leistungen, bei der Vorlage von fi­

gurlichem Material dagegen normale Leistungen beschrieben. 
In der psychodiagno.tischen Untersuchung im Krankenhaus Lohr am 

08.12.2004 sowie im Klinikum Main-Spessart 2006 ergaben sich 

unterdurchschnittliche, aber auch normale Werte, wobei etwaige 

Aggravation nicht überprüft wurde. 
Damit ist durch die im gesamten Akteninhalt enthaltene Befund­

dokumentation, inabeaondere auch durch die psychometrische Un­

tersuchung im Krankenhaus Lohr vom Dezembe r 2004 und im Klini­

kum Main-Spea.art 2006, eine eNCP nicht im Sinne des Vollbewei­

ses nachgewiesen. 
Oie Feststellung Prof. Or. Buchters , dass aufg~nd der Angaben 

des Klägers davon auszugehen sei, dass eine Beeinträchtigung 

des zentralen Nervensystems Ichon zum ende der ~ehrzeit bestand 

und sich fortsetzte , ist daher völlig unbegründet und durch 

keinerlei objektive Befunddokumentation bewiesen und stützt 

sich im we.entlichen auf die Klägerangaben, wobei Prof. 

Or. Buchter rein spekulativ seine Bewertungen auf Erfahrungen 

mit einem anderen Patienten stützt. Sie ist auch nicht durch 

die vorgelegte Bescheinigung der Firma Witra Möbeltransport 

GmbH, wo der Kllger des weiteren tätig war oder durch die vor­

gelegten Berufsschulzeugnisse belegt. Oie dort aufgezeigten 

"Defizite" belegen keine über das ubliche Ausmaß bei jedem Ar­

beitnehmer oder Beruf.sChüler möglichen Defizite. 
Oie Bewertung Prof. Or. Buchters genügt den fur das Recht der 

gesetzlichen unfallversicherung zugrunde zu legenden Beweisan­

forderungen nicht. Oie peychometrischen Tests zeigten teilweise 

durChSChnittliche und teilweise unterdurchschnittliche Werte 

und damit keine eindeutigen Ergebnisse für das Vorliegen einer 

ENCP. Die Argumentationsflhigkeit des Klägers, wie sie auch 
durch die 29-seitige (ohne Zeitungsausschni t te bezüglich Prof. 

Or. Lehnert) detaillierte Stel lungnahme des Kl~gera zum Gutach­

ten Prof. Or. SChiele bestätigt 1st, spricht gegen das Vorlie­

gen einer hlrnorgani.chen Störung. 
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Ein entsprechender Nachweis ist auch nicht durch die SPECT-Un­

tersuchung vom 16.07.1999 (Or. Labouvie) oder die Onko-Neuro­

PET-Untersuchung vom 08.03.2005 (Or. Ruppert) gegeben. Derarti­

ge Untersuchungen ermOglichen keine validen Ergebnisse und ha· 

ben nur für den Ausschluss weniger Krankheitsbilder wie der De­

markierung von hirnartefarktarrealen, nicht aber für das Vor­

liegen einer (toxischen) ENCP Aussagewert. Aufgrund ihrer 

schlechten Reproduzierbarkeit können bei diesen Untersuchungen 

auch bei einem gesunden Patienten zu verschiedenen Tageszeiten 
höchst unterschiedliche Ergebnisse geliefert werden. Auch Prof. 

Dr. Buchter weist in seinem Gutachten auf die Unspezi f itAt die­

ser Untersuchungsmethoden hin. 
Letztendlich ist dsmit eine ENCP im Si nne des Vollbeweises 

nicht nachgewiesen. Der Auffassung Prof . Or. Buchters , eine 

solche sei gesichert, kann daher nicht gef olgt werden . 

Aber selbst bei Unterstellung des Nachweises einer ENCP iat ein 
Ursachenzussmmenhang zwischen einer derartigen Erkrankung und 

der beruflichen Exposition des Kl ägers nicht mit der notwendi­

gen hinreichenden wahrscheinlichkeit nachgewiesen. 
Gegen einen wesentlichen ursschenzussmmenhang spricht dabei die 

lange Latenz zwischen einer entsprechenden Symptomatik im Sinne 

einer ENCP und der Exposition bzw. dem Expositionsende sowie 

auch ein Fortschreiten des Beschwerdebildes. 
Zwar ist nach dem Merkblatt die klinische Diagnose einer löse­

mittelbedingten ENCP auch mehrere Jahre nach dem Expositionsen­

de möglich und eine Besserung, ein Konstantbleiben oder eine 

Verschlechterung nsch Expositionsende möglich (Merkblatt S. 5), 

aber der BK- Report nennt sls Kriterium gegen einen Ursachenzu­

sammenhang unter anderem eine längere katenzzeit zwischen Ende 

der Exposition und Krankheitsbeginn (5. 145) sowie den Hinweis. 

dass ein Fortbestehen oder leichte Besserungen nach Exposi­

tionsende der häufigste beobachtete Verlauf der Erkrankung ist. 

Eine Progres,ion des Symptomerlebens, wie es auch der Kläger 

geltend macht - oder der psychischen Funktionsminderungen -

wurde bei den methodisch gesicherten Studien deutl i ch überwie­

gend nicht beobachtet. Oeshalb ist nach dem BK-Report eine Pro-
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gredienz einer toxischen ENCP n~ch Expositionsende nicht der 

w~hrscheinliche Verl~uf . Nur für den F~ll sehr hoher und l~nger 

Lösemittelexposition wäre zur Erklärung des progressiven Ver­

laufs eine sich gegenseitig verstärkende Wirkung vOn Älterungs­

und Expositionseffekten zu bedenken (S . 139) . 

Eine lange Exposistion in diesem Sinne wäre aber erst eine sol­

che von cirka zehn Jahren (BK-Report S. 128 3 . 2 . 3) . Eine Expo­

sition mit entsprechenden belastenden Stoffen in einem derart 
relevanten Zeitraum ist beim Kläger aber nicht nachgewiesen. 

Sowohl die lange Latenzzeit zwischen einer (etwaigen) ENCP und 

der Lösemittelexposition als auch die Progression entsprechen­

der Symptome nach Expositionsende sprechen daher im vorliegen ­
den Fall gegen einen wesentlichen Ursachenzusammenhang. 

Für das Gericht stellt der BK - Report insoweit gegenüber dem 

Merkblatt die überzeugendere Grundlage zur Bewertung des Ursa­
ehen zusammenhanges dar . 

Nach dem Urteil des BSG vom 12.01 . 2004 (B 2 U 6./04 R) stellen 

die Merkblätter eine wichtige, aber nicht unbedingt ausreichen­

de Informationsquelle für die Praxis dar und es kommt ihnen 

keinerlei reChtliche VerbindliChkei t zu . Obgleich sie in der 

Regel einen guten ÜberbliCk über die jeweilige Berufskrankheit 

geben, sind s i e niCht immer auf dem neuesten Stand (BSO vom 

12 . 01 .2 004 a .a .O. ) . Über die Merkblätter hinaus muSS für die 

Äuslegung der Berufskrankheiten auf den aktuellen Stand der me­

dizinischen Wissenschaft zurückgegriffen werden, wie er sieh 

aus einschlägiger Fachliteratur und anderen Veröffentlichungen 
ergibt (BSG vom 12.0l.2004 a.a.O.) . 

Die Frage, welche Voraussetzungen zur Ännahme eines ursächli ­

chen Zusammenhangs zwischen der schädigenden Einwirkung und der 

Erkrankung vorliegen müssen, ist unter Zuhilfenahme medizini­

scher, naturwissenschaftlicher und technischer Sachkunde nach 

dem im Entscheidungszeitpunkt aktuellen wissenschaftlichen Er­
kenntnisstand zu beantworten (BSG Urteil vom 27.06.2006 B 2 
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U 5/05 R). Als aktueller Kenntnisstand sind solche durch For­
schung und praktische Erfahrung gewonnenen Erkenntnisse anzuse­

hen, die von der großen Mehrheit der auf dem betreffenden Ge­

biet tAtigen Fachwlssenschaftler anerkannt werden, über die al­

so, von vereinzelten. nicht ins Gewicht fallenden Gegenstimmen 

abgesehen, Konsens besteht. In diesem Zusammenhang ist auch zu 

berücKsichtigen, dass bei der Brarbeitung des aktuellen Merk­
blattes (durch den Landesgewerbearzt Dr. Bolm-Audorfl Vertreter 

der Neurologie nicht vertreten waren (Widder/Gaidzik, Begutach­

tung in der Neurologie, Tieme-Verlsg, Stuttgart 2007, S. 401) 

und der BK-Report cirks 300 Publikationen berücKsichtigt, wAh­

rend im Merkblatt auf lediglich 15 Literaturstellen Bezug ge­

nommen wird. Im Zusammenhang mit den Feststellungen, dass sich 

eine lösemittelbedingte ENCP nach Unterlassung der Exposition 

bessern, konstant bleiben, a ber auch verschlechtern kann ("meh­

rere Studien zeigen auch Jahre nach der Unteriasssung der ge­

fährdenden TAtigkeit eine Zunahme der subj ektiven Beschwerden 

sowie eine Verschlechterung der Ergebnisse psychologischer 

Testverfahren und der neurologischen untersuchungsergebnisse") , 

werden hierbei Literaturstellen zitiert, die teilweise nicht 

korrekt und unvollständig zitiert wurden (Orbeck und Lindgren 

1988: Vier Jahre nach Eratunterauchung subjektive Besserung, 

die Psychometrie spricht gegen progressive Entwicklung nach Ex­

positionsende; Dryson und Ogden 2000: Zwei Jahre nach Erstun­

tersuchung ~berwiegendes Gleicbbleiben oder Besserung des Zu­
standes. Belege fur eine Progression fanden sich nicht; Bruhn­

Mitarbeiter 1981: Zwei Jahre nach Erstuntersuchung ohne Exposi­

tion uberwogen Bleiben oder Minderung von Symptomen, eine Re­

versibilität sowie Progression der Befunde wurde als nicbt be­

obachtet bewertet), was der Darstellung im Merkblatt, dass eine 

Progression der Erkrankung nicht gegen einen wesentlichen Ursa­

chenzusammenhang spricht, widerspricht. 
UnabhAngig davon bestätigt auch das Merkblatt fur den Regelfall 

ein Auftreten einer ENCP noch wAhrend der Exposition (S. 4). 

Ein zeitlich naher Eintritt einer ENCP oder ENCP-typische 
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Symptome ist jedoch nicht nachgewiesen (s .o.) . Ein Auftreten 

entsprechender Symptome ist schon anamnestisch erst allenfalls 

12 Jahre (Konzentrationsminderung gegenuber Or. Bittkau ge­

schildert 11/1994, •. 0 . ) bzw. 14 Jahre (in der Stellungnahme 

dea Kllgers zum Gutachten Prof. Or. Lehnert) bzw. 18 Jahre 

(anamnestisch im Gutaehten Prof. Or. Brand) geltend gemacht 

worden. Ein Auftreten entaprechender Symptome ist auch zeitnah 
zur Exposition nicht durch objektive Befunddokumentation nach­

gewiesen, da die ersten fachlrztlichen Berichte Dr. Trott und 

Dr. Bittkau regelrechte Befunde auswe isen. Auch das im Merk­

blatt als wichtiger anamnestischer Hinweis bezeichnete Vorlie­

gen prlnarkotischer Symptome in unmittelbarem Zusammenhang mit 

der Exposition (im Sinne von Benommenheit, Trunkenheit, Mudig­

keit, Übelkeit, Brechreiz oder Zustände von Euphorie) ist nir­

gendwo dokumentiert. Ein entsprechendes Vorbringen des Kllgers 

in der Anamneseschilderung zum Gutachten Prof . Dr. Buchter 

steht im Widerspruch zu der Tatsache, dass der ~läger sich in­

soweit nicht schon zeitnah untersuchen ließ (entsprechende Be.­

richte liegen nicht vor) und auch keine entsprechende Dokumen­

tation im AOK-Register ausgewiesen ist. Sein Vorbringen, wegen 

des vlterlichen Einflusses bei Kleinigkeiten nicht zum Arzt ge­

durft zu haben, ist angesichts der vielfachen AU- Zeiten im 

Zeitraum 1978 bis 1982, wegen Bagatellerkrankungen, wie oie im 

AOK-Regiater ausgewiesen sind, zweifelhaft. 
Daa Vorbringen des Klägers steht auch im Widerspruch dazu, dass 

entsprechende Symptome offensichtlich auch bei den ersten neu­

rologischen Untersuchungen Dr. Trott und Dr. Bittkau nicht be­

richtet wurden, pränarkotische Symptome auch im Bericht des 
Klägers vom 06.12.1995 an die Beklagte im Rahmen seiner Erstan­

tragsteilung nicht geachildert wurden, der Kläger im Rahmen der 

gutachtlichen Untersuchung Prof. Or. Lehnert 1996 nur über all­

gemeine Hautreaktionen im ersten Lehrjahr berichtete und über 

Kopfschmerzen, Augenbrennen, Luftnot im Sommer und in der ~ 
ge;eit über vermehrte Erkältungen, Magenbeschwerden und unre­

gelmlßigen Stuhlgang , nicht aber über pranarkotische symptome 
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1m oben bezeiChneten Sinn oder ~ber ENCP-typische symptome. 

SChließlich wurde auch ausweislich der Unterlagen des Kreisweh­

rersatzamtes vom KIAger anamnestisch weder über pr!narkotische 

Symptome in der Ausbildungszeit noch über ENCP-typische Sympto­

me bei der Musterung und in der Bundeswehrzeit berichtet. 

Soweit hierzu auf eine Bestltigung durch Bekannte des Kl!gers 

hingewiesen wird, wurde nachvollziehbar eine Einvernahme inso­
weit nicht beantragt, zumal eine solche Bestätigung des subjek­

tiven Emptindens des Kl6gers auch einem Zeugenbeweis nicht zu­

gAnglich ist . Davon abgesehen wAren auch bei Unterstellung der 
Tatsache, dass Arbeitskollegen des KlAgers entsprechende Symp­

tome wahrgenommen hltten, im Hinblick auf die fehlend e Befund­

dokumentation Zweitel angebracht . Zudem wUrde hierdurch nur ei­

ne akute Symptomatik, die au f eine Einwirkung von HSM schließen 

lassen könnte, bestAtigt, nicht aber eine Langzeitwirkung ent ­

sprechend des jeweiligen Stoffes. 
Ein Nachweis des Ursachenzusammenhanges einer E~CP mit der be­

ruflichen Exposition ergibt sich auch nicht durch die durcryge­

führten SPECT- und Onko_Neuro_PET_Untersuchung . Prof. Or. Buch­

ter und Prof. Dr. Nowak weisen übereinstimmend darauf hin, dass 

diese Untersuchungen keine relevante Aussage bezüglich eines 

Ursachenzusammenhangea zulassen. Ein Nachweis des Ursachenzu­

sammenhanges ergibt sieh auch nicht daraus, dass laut Angaben 

des KIAgers die Diagnosekriterien einer toxischen ENCP vorlie­

gen. So sind weder Koordinationsstörungen nachgewiesen, noch 

ist psychometrisch bislang der Nachweis einer ENCP gegeben. 

prof. Dr. Schiele hat auch entgegen der Auffassung des Kllger. 

den Bericht des Krankenhauses Lohr vom 08.12.2004 nicht falsch 

dargestellt. Der Bericht bezeichnet keine "massiven" (mutmaß­

lich) erworbenen neurologischen Schlden, sondern stellt ledig­

lich die Testergebnisse ohne Wertung dar. Er spricht nur von 

"Hinweisen" aut eine hirnorganische Störung im Sinne einer ENCP 

und weist teilweise normale und überdurchSChnittliche Ergebnis­

se aus. 
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Soweit der KlAger be~üglich der ENCP auf fehlende Differenzi~l­

diagnosen verweist, ergibt sich folgendes : Als solche sind neu­

rotiache Fehlentwicklungen im Merkblatt (5. sJ oder somatoforme 

störungen (BK-Report S. 116) bezeichnet und angesichts des feh­

lenden Nachweise. eines Ursachenzusammenhanges der Symptome des 

KlAget' mit der beruflichen E~position auch wahrscheinlich. 

Prof. Dr. Schiele weist zudem auf den unzureichend beim KlAget 

behandelten Bluthochdruck als ursache einer sogenannt en hyper­

tensiven ENCP hin. Dr. Loytved bestAtigt insoweit beim KlAget 

eine mittelsehwere Hypertonie bei den Risikofaktoren Rauchen, 

Adipositas und körperliche Inaktivität . 
Ein wesentlicher Utsachenzusammenhang einer €Nep wird auch 

nicht belegt durch den vom KIAger bezei chneten Bericht 

Dr. Meesmann (UnlversitAtsklinik Würzburg) vom 09.04 . 2003. In 

diesem wird vom Kardiologen nur eine Premddiagnose übernommen. 

Auch die vom KIAger geltend gemachten Glutathionsbefunde mit 

Gesamtglutathion von 76 mg/I stellen keinen Nac~weis eines Ur­
sachenzusammenhanges bzw. einer erhöhten GiftanfAlligkeit dar. 

Prof. Or. Nowak weist in seiner Stellungnahme vom 27.09.2001 

darauf hin, dass ein derartiger Befund keinen für die Kausali­

tAtsbeurteilung zuordnungsfAhigen Befund darstellt . Aus der La­

boruntersuchung für das Gutachten Prof. Dr. Buchter ergibt 

sich. dass der Glutathionwert im Blut normal war und eine Un­
tersuchung der Glutathion-S-Transferase GSTT 1 mit 84 , einen 

Konjungiererstatus und damit keinen auffälligen Wert und bezüg­

lich der GST-Genotypisierung, die im Bericht des KNO-Arztes und 

Umweltarztes Dr. Ohnsorge nicht beschrieben ist, sowohl bezüg­

lich GSTT 1 als auch bezüglich GSTM 1 eine ausreichende Aktivi­

tAt vorliegt, so dass Prof. Or. Buchter den Nachweis einer er­

hOhten GiftanfAlligkeit zutreffend verneint. 



, 

, • 53 -
S 5 U 40/02 

Soweit der KIAger auch auf pathologische Genitalienbefunde als 

Kriterium für eine lösemittel bedingte Erkrankung verweist, 

geht dies fehl. Zum einen beschreibt Dr. Eisen unauffällige Be­

funde, zum anderen werden pathologische Genitalienbefunde in 

den gerichtsArztlichen Untersuchungen nicht beschrieben und es 

stellt auch Prof. Dr. Schmitt keinen krankheitswertigen Befund 

f est. 

"Massiv erhöhte IgS-Werte" weisen im Gegensatz zur Auffassung 

des K16gsrs nicht auf eine HSM-SchAdigung, sondern vielmehr auf 

eine Typ l-Sensibilisierung gegenüber nichtberuflicher Allerge­

ne und eine Atopie hin (8 .0.). 

Auch die vom KIAger zitierte Studie von Valentin und Triebig 
ergibt, dass nur in Einzelfällen sich Hinweise auf einen Ursa­

chenzuaammenhang zwischen einem veränderten neurophysiologi­

schen Befundmuater und einer PCP-Exposition ergaben. Sie ist 

damit gerade kein Argument für die Feststellung des Klägers, 

dass die Studie einen Ursachenzusammenhang zwischen PCP-Exposi­

tion und Schädigungen auf nerven!rztlichem Fachgebiet beweise. 

Dem Gutachten Prof. Or. Buchter vermochte das Gericht nicht zu 

folgen, da dieses nicht überzeugend ist. Die Bewertung Prof. 

Or. Buchters, dass ein Ursachenzusammenhang einer PNP und einer 

EHCP besteht, stützt sich im Wesentlichen auf die Glaubhaftig­

keit der anamnestischen Angaben des KIAgers bezuglich zeitnah 
zur Exposition bzw. zum Expositionsende bestehenden Beschwerden 

im Sinne des Eintritts einer neurologischen symptomatik ("so­

fern das Gericht von der Glaubhaftigkeit der Angaben des Klä­

gers überzeugt ist") ohne diese Angaben (entgegen Dr. Loytved 

oder Prof. Dr. Schiele) auch mit den tatsachlich objektivierten 

und dokumentierten Befunden und dokumentierten anamnestischen 
Angaben gegenüber den behandelnden Ärzten und Gut achtern im 
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Verwaltungoverfahren, in verschiedenen gerichtlichen Verfahren, 

gegenüber dem Kreiswehrersatzamt und auch der JVA abzugleichen 

oder auf Schlüssigkeit zu überprüfen. Diese sind aber, wie be­

reits dargelegt, zweifelhaft. Die Angaben sind entgegen der 
Auffassung des Prof. Or. Buchters weder was pranarkotische 

Symptome wAhrend seiner Ausbildungszeit, noch was eine zeitlich 

plausible Symptomatik und zeitlich plausible Befunde nach Expo­

sitionsbeginn und -ende betritft, in sich SÜtmlig. Auch der 

Hinweis Prof. Dr. Buchters auf einen analogen Fall überzeugt 

nicht, zumal laut Angaben des SaChverständigen dort auch eine 

Hirnatrophie nachgewiesen wurde. Ebensowenig sind die bei dem 

von Prof. Dr. Buchtet geschilderten Fall prAnarkotische Sympto­

~ im Sinne von Diarrhoen, Erbrechen, Schwindelgefühl, Benom­

menheit, KAltegefühl, Konzentra t ions- und Leistungsminderung im 

vorliegenden Fall nachgewiesen bzw. die mit zunehmendem zeitli­

chen Ablauf des Verfahrens genauer gemachten Angaben des KIA­

gers hierzu zweifelhaft . Dr . Lederer berichtet ~m Bericht vom 

08.01.1996 erst für Dezember 1994 über (hypertone) Krisen und 
für Januar 1995 über Schwindel. Dr. Dunkel beri·chtet im Bericht 

vom 08 . 01.1994 nur über Beschwerden nach Kontakt mit Klebern, 

aber auch nach Kontakt zu Süßsto ff oder Aspirin und nicht über 

KonzentrationsstOrungen. Zu den BeriChten Dr. Trott und 

Dr. Bittkau hat das Gericht bereits Ausführungen gemacht. In 

sAmtlichen Berichten wird nie auf prAnarkotische Sympto~ in 
der Lehrzeit hingewiesen. Es entspricht aber nicht der Lebens­

erfahrung, entsprechende prAnarkotiache Symptome und auch da­
nach bestehende symptomatiken im Sinne einer ENCP oder einer 

PNP beim Facharzt nicht zu nennen. Prof. Dr. Schiele wie auch 

Or. Loytved verweisen demgegenüber zu Recht auf die unter­

schiedlichen Angaben des KIAgers zu Art und Beginn seiner Be­

schwerden und die Diskrepanz zu den Arztberichten und Unterla­
gen des Kreiswehrersatzamtes und verschiedenen Gutachten. Erst 

in seiner Stellungnahme zu dem Gutachten Prof. Dr . Lehnert vom 

28.11.1996 hat der KIAger erstmals zusAtzlich auf das Nervensy­

stem betreffende BeeintrAchtigungen hingewiesen, wobei diese 

jedoch nicht zu den Diagnosekriterien oder dem Krankheitsbild 

einer ENCP gehOrten (Verlust des Geachmacksinns, der laut Fest-
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stellungen Prof. Or. Brand neurologisch beim KIAger nicht er­

klärbar ist:, SchmerzunfAhigkeit der Extremitaten, Taubheit der 

Beine) oder jedenfalls nicht spezifisch fur eine ENCP sind 

(Schlafst6rungen 8. Merkblatt S. 4 und BK-Report S. 115). Auch 

im Rahmen seiner Antragsteilung bei der Beklagten vom 

12.01.1995 berichtet der KIAger nervenArztlieh nur über Depres­

sionen und Gemüt88chwankungen, was auch keine spezifischen 

Symptome einer ENCP sind, sondern eher bei den Differenzdisgno­

sen einer ENCP genannt wird (BK-Report S. 115, 116: Affektive 

Störungen). Bei Or. Ohnsorge hatte der KIAger 1996 über ietzt 

bestehende Störungen im Sinne einer ENCP hingewiesen. Entgegen 

der gesamten Befunddokumentstion bezeichnet der Klager in sei· 

ner Anamneseschilderung f ür das Gutachten Prof . Dr. Buchter 

Konzentrationsstörungen seit Mitte der eOer Jahre und Kurzzeit ­

gedAChtnisstörungen und Aufmerksamkeitsdefizite schon zu Anfang 

seiner Lehrzeit . Dies steht im krassen Widerspruch zu den obi­

gen Feststellungen. 

Den Angaben des KlAgers über verschiedene Kollapse mit der Not­

wendigkeit von notArztltcher Behandlung in der Bundeswehrzeit 

stehen die Unterlagen des Kreiswehrersatzamtes entgegen, wo 

nichts derartiges dokumentiert ist. Nebenbei sei darauf hinge' 
wiesen, da.s auch die Angabe des Klägers über das vorliegen ei­

ner erektilen Dysfunktion bei der Untersuchung Prof. Dr. Schie­

le (seit mindestens 16 Jahren) in gewissem Widerspruch zu sei­

nen Angaben in einem Widerspruchsschreiben vom 28.11.1996 

steht, dass er aus wirtschaftlichen GrUnden sich sterilisieren 

lassen müsse. 

Ein wesentlicher Ursachenzusammenhang der Beschwerden und Ge­
sundheitsstörungen des Klägers mit der beruf lichen Exposition 

ist auch nicht nach S 9 Abs. 3 SGB VII zu vermuten. 
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Nach § 9 Aba. 3 SGB VII wird, wenn Versicherte, die 1nfo19" der 

besonderen Bedingungen ihrer versicherten TAtigkeit in erhöhtem 

Maße der Gefahr der Erkrankung an einer Berufskrankheit ausge­
setzt waren, an einer Bolchen Krankheit erkranken und Anhalts­

punkte für eine Verursachung außerhalb der versicherten TAtig­

keit nicht festgestellt werden können, vermutet. dass diese tn­

folge der versicherten TatigKei t verursacht worden ist. 

Unabhängig davon, ob man im Sinne von § 9 Ab •. 55GB VII auf 

den Zeitpunkt der Behandlungsbedürftigkeit, den Zeitpunkt der 

ArbeitsunfAhigkeit oder den Zeitpunkt des Eintritts der renten­

berechtigenden MdE abstellt, ist im vorliegenden Fall die RVO 

anzuwenden, da alle diese Zeitpunkte vor dem 01.01.1997 liegen 

(s.o.). Bei Berufskrankheiten kann dabei die Regelung des § 9 

Ahs. 55GB VII im Rahmen des § 2125GB VII angewendet werden. 

Gemäß § 2125GB VII gelten die vorschriften des 1. bio 9. Kapi­

tels. also auch der im 1. Kapitel 3. Abschnitt 'des SGB VII be­
findliche § 9 Ahs . ) 5GB VII für Versicherungsfälle, die nach 

Inkrafttreten des 5GB VII (01.01.1997) eintreten, soweit die 

5§ 213 ff 5GB VII nichts anderes bestimmen. In den 55 213 ff 

SGB VII ist bezüglich des 1. Kapitels oder bezüglich § 9 Aba. 3 

keine Anwendung für VersicherungsfAlle, die vor Inkrafttreten 
des 5GB VII eingetreten sind, bestimmt. § 9 Aha. 3 SGB VII ist 

auch niCht aber § 214 Ahs. 45GB VII, der durch Art. J in 

Nr. 19 des ). Wahlrechtsverbeaserungsgesetzes vom 29.04.1997 

8GB I 1 S. 968 mit Wirkung ab 01.01.1997 die Vorschriften 'über 

das Verfahren' auch für VersicherungsfAlle vor dem 01.01.1997 

für anwendbar erklärt, anzuwenden, da Verfahrensvorschriften in 

diesem Sinne z.B. der 5 9 Aha. 6 Nr. 2 und Abs . 75GB VII, 

niCht aber 5 9 Ahs. ) SGB VII ist (Ricke in Kasseler Kommentar 

§ 214 SGB VII Nr. 17). 

Unabhängig davon liegen auch die Voraussetzungen nach § 9 
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Ahs. 3 SGS VII nicht vor . Diese Norm stellt ke ine echte Beweis­

vermutung dar, die e. erlauben würde, e inen Urs8chenzusammen­

hang zu fingieren (Bereiter-Hahn/Mehrtens S 9 Nt. 12.1). Es 

wird im Sinne eines Anscheinsbeweises das Bestehen eines wahr­

scheinlichen Ursachenzussmmenhangs vermutet, wenn der Versi­

cherte in erhOhtem MaB einer Erkrankungsgefahr ausgesetzt war 

und eine solche Erkrankung auch tatsachlich erleidet (Bereiter­

Hahn/Hehrtens 8.a.0. unter Hinweis auf BT{TS 13/2333 $ . 19). 

Oie Krankheitsbilder der geltend gemachten Berufskrankheiten 
wurden oben beschrieben. Der Klaget war zum einen den von ihm 

geltend gemachten Erkrankungsge f ahren nicht ausgesetzt, zUm an­

deren sind diese auch nicht tatsächlich beim ihm eingetreten. 

Zudem greift die vermutung zu Gunsten des Ursachenzusammenhangs 

nicht mehr, sobal d Anhaltspunkte für ei ne Verursachung der Bin­

~irkung außerhalb der versicherten Tätigkeit vorliegen und es 

gelten dann die allgemeinen GrundsAtze über den.KausalitAts­

nach~eis (Bereiter-Hahn/Mehrtens a.a.O. unter Hin~eis auf BT/TS 

13/2204 s. 78). Anhaltspunkte in diesem Sinne sind auch konku­

rierende außerberufliche Ursachen, Krankheitsanlagen oder ein 

untypischer Krankheitsverl auf (Bereiter-Hahn/Mehrtens a.a.O. 

Nr. 12.4) ~ie im vorliegenden Fall die l ange Latenzzeit z~i­

schen Erkrankungabeginn und EXpOsitionsende (PNP und ENCP) und 

die Progreasion einer et~aigen ENCP . Dieser untypische Krank­

heitsverlauf ist auch im Sinne eines vollbe~eises nachgewiesen. 

Zudem bestehen Anhaltspunkte für eine außerberufliche Verur­

sachung der Erkrankung im Sinne einer Somatisierungsstörung. 

Das Gericht war auch nicht daran gehindert. vor einer Verbe­

scheidung der Beklagten über den Antrag des Klägers auf 

"Löachung" des Gutachtens Or. Löffler zu entscheiden. 

Eine Aussetzung des Verfahrens gemäß § 114 Ahs . 2 SOG bis zur 

Bestandskraft oder gegebenenfalls Rechtskraft der insoweit noch 

ausstehenden Entscheidung der Beklagten kam im vorliegenden 

Fall nicht in Betracht. 



• 
- SB -

S5U40/02 

Insoweit fehlt es schon an der vorgreiflichkeit einer entspre­

chenden Entscheidung fOr das vorliegende verfahren als Tstbe­

stsndsmerkmal nach § 114 Aba. 2 Satz 1 SQG. 
Das Gericht vermochte auch ohne Berücksichtigung des Gutachtens 

Dr. Löffler unter Berücksichtigung der gesamten Aktenlage und 

der eingeholten gerichtslrztlichen Gutachten zu entscheiden. 

Abgesehen davon wAre auch im Rahmen der vom Gericht zu treffen­

den Ermessensentscheidung (siehe Meyer_Ladewig/Keller/Leithe_ 

rer, SOG a. A. S 114 Nr. 5) unter Abwägung aller Gesichtspunkte 

eine Aussetzung des Verfahrens insbesondere unter dem Gesichts­

punkt der Verzögerung der sozialgericht lichen Entscheidung und 

der Notwendigkeit einer angemessenen verfahrensdauer nicht zu 

recht fert igen. 
Insof ern kann dahinstehen, ob sich im vorliegenden Fall eine 

Rechtsgrundlage auf "Löschung" des Gutachtens Dr, Löffler aus 

der Gerichtsakte sowie für ein Beweisverwertungsverbot ergibt 
und ob der Beklagten eine Datenverarbeitung (durch Datenüber­

mittlung nach § 67 d Abs . 1 i.V.m . § 69 Abs. 1 Nr. 15GB X) ao­

wohl zur Erfüllung der Aufgaben, für die eie erhoben wurden -

nämlich der Überprüfung der Leistungsgewährung - als auch für 

die Erfüllung von Aufgaben nach § 26 bis 1035GB VII (siehe 
auch § 199 Abs. 1 Nr. 2, Aba. 25GB VU), also zur Feststellung 

der Leistungsvoraussetzungen erlaubt war, zumal durch eine be­

ratungs!rztliche Stellungnahme/Gutachten sich auch bei positi­
vem Ergebnis durch den Beratungsarzt ergeben kann, dass die Be­

klagte ein dem Kläger positives Oerichtsgutachten akzeptiert 

und eine beratungs!rztliche Stellungnahme nicht zur Abwehr von 

Leistungen nach S 26 ff. 5GB VlI, sondern zur Feststellung der 

Leistung_voraussetzungen eingeholt wird und ob aufgrund des An­

spruchs der Beklagten auf rechtliches Gehör nach Artikel 1Q3 

Ahs. 1 Grundgesetz (GO) und § 62 SGO ein verstoß gegen § 200 

Ahs. 2 SGB VII nicht vorlag (siehe das von Rechtsanwalt Spik­

sehen zitierte Urteil des LSG Nordrhein-westfalen vom 

20.06.2007 (L 17 U 125/04). Ebenso offen bleiben konnte inso-
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weit auch, ob diesem Ur teil insoweit zu folgen ist, als diesss 
mittlerweile unter Ande~n9 der frUheren Rechtsprechung des LSG 

Nordrhein-Westfalen die Anwendbarkeit von S 200 Aha. 2 im ge­

richtlichen Verfahren entgegen LSG Baden -Wurttemberg vom 

09.12 .2004 L 7 U 271/02 bejaht. 
Das Gericht hat seine Entscheidung im vo r liegenden Fall ohnehin 

ohne Berücksichtigung des Gutachtens or. Löffler vom 03.09.2007 

treffen kOnnen. 

Eine (einfache) Beiladung der AQK auf den entsprechenden Antrag 

vom 06.12 .2 007 war nicht erforderlich. 
Der entsprechende Antrag war nur als Anregung zu verstehen 

(Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer 8 .8.0. S 75 Nr. 15), über den 

das Gericht nach Ermessen entschieden hat. I m Rahmen der Aus­

übung des Ermessens hat das Gericht dabei berlicksichtigt, dass 

eine Beiladung der AOK im vorliegenden Fall nicht erforderlich 

war, da die Entscheidung des Rechtsstreits unab~ängig von der 

Beteiligung der AOK erfolgen konnte. Die Voraussetzungen des 

§ 75 Abs. 2 (notwendige Beiladung) lagen nicht vor. Insbesonde­

r e ist mangels Identitlt des Streitgesenstandes eine Beteili­

gung der AOK in dem Sinne, dass die Entscheidung einheitlich zu 

ergehen hatte. nicht gegeben (siehe auch BSG vom 02.11.1988 B 2 

U 110/88). 

Das Vorliegen einer Hauterkrankung als BK nach Nr. 5101 ist 

nicht Streitgegenstand. Es wurde weder eine solche geltend ge­

macht. noch im streitgegenstlndlichen Bescheid hierliber ent­

schieden. Eine solche ist auch nicht ersichtlich: 

Bezug1ich der geltend gemachten Hauterkrankung liegt nach den 

schlüssigen Feststellungen des gerichtsärztlichen Sachverstän­

digen Prof. Dr. Schiele eine Urticaria Factitia (UF) , also eine 

durch geringe physikalische Reize (Kratzen etc.) auslOsbare 

Quaddelbildung der Haut vor. Im Kreiskrankenhaus Karlstadt wur­

de im Rahmen eines stationiren Aufenthaltes des Klägers vom 
27.07.1984 bis 06.08.1984 eine rezidivierende akute Urticaria 

diagnostiziert. 
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Nach den schlüssigen Feststellungen des gerichtsärztlichen 

Sachverständigen korreliert diea mit der allergischen Reakti~ 

onabereitschaft des Klägers auf verschiedene nichtberufliche 

Soforttyp-Allergene mit einer entspreChenden IgE-ErhOhung. 

Bezüglich der UF iat ein wesentlicher UraBchenzussmmenhang mit 

der beruflichen Tätigkeit des Klägers schon insoweit und wegen 

der Atopie nicht mit hinreichender WahrscheinliChkeit nachge­

wiesen. 

Soweit der Kläger geltend macht, dass ei n Ereignis vom 

27.07.1984, bei dem er einen altölverachmierten Handschuh habe 

benutzen müssen, die Hauterkrankung wegen einer Dioxineinwir­

kung verursacht habe, ist zum einen ein entsprechendes Ereignis 

nicht nachgewiesen (siehe oben) (in einem Schreiben vom 

06.12.1995 an die Beklagte hatte der Kläger insoweit ausge­

führt, dass er im Juli 19B4 in der Nachtschicht von einer Se­

kunde zur nAchsten kein Gelenk im seinem Körper mehr habe regen 
kOnnen, ohne ein entsprechendes Ereignis zu benennen), zum an­

deren ist auch nicht nachgewiesen, dass insowei t eine Einwir­

kung von Dioxin bestanden hat (siehe oben) . 

Abgesehen davon gehen nach den Feststellungen des gerichtsArzt­

lichen Sachverständigen von dieser Substanzgruppe keine akuten 

toxischen oder allergisierenden Wirkungen (wobei gemeint ist, 

die Haut betreffende Wirkungen, was der Kläger in seiner Stel­

lungnahme zum Gutachten Prof. Dr. Schiele fehlin t erpretiert) 

aus. Nach den Feststellungen des gerichtaArztlichen Sachver­

ständigen ist für das Vorliegen einer UF auch keine eindeutige 

Ursache in der medizinischen Wissenschaft bekannt. 

Beim Kläger ist auch neben dem Vorliegen einer Atopie eine be­

rufsunabhängige Pflasterallergie in den Unter lagen des Kreis ­

wehrersatzamtes dokumentiert. Eine solche stellt nach den Fest­

stellungen des gerichtsärzt l ichen Sachverständigen eine weit 

verbreitete Reaktion auf Kolophonium-Harz dar. 

Belm Kläger sind zudem Sensibilisierungen auf nicht-berufsspe­

zifische Allergene wie Benzylperoxid, Epoxidharze und KOlopho­

nium festgestellt. Dies sind nach den Feststellungen prof. 

Dr. Schieies keine Stoffe, die in Lösemitteln enthalten sind. 
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Das Gutachten Pro!. Or. Buchter t r ifft zum Vorl i ege n einer 

Hauterkrankung die Feststellung, dass eine progr essive systemi­

sehe Sklerodermie nur als Verdacht sdisgnose f es t gestellt ist, 

die durch die immunologische Untersuchung im Rahmen der Begut­

achtung Prof. Or. Buchters nicht bestätigt wurde und dass eine 

Chlorakne nicht vorliegt. 

Die Kostenentscheidung beruht auf S 193 SGG . 

-------------------------
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Die Berufung tat innerhalb eine. MOnat. nach Zuatellung de. Urteil. bei .. Bayer. 
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